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AlB - Aktue" 

Unabhängigkeit für 
und Mocambique 

Die 2 . provisorische Regierung Portugals un­
ter Ministerpräsident Vasco Con~alVe5t der 
Vertreter de r "Bewegung der Streitkräfte" 
(MFA) angeh6ren, hatte bereits in ihrer er­
sten Amtshandlung ihre Entschlossenheit zum 
Ausdruck gebracht , den Entkoloniallsierungs­
prozeß zielstrebig voranzutreiben : Sie hob 
den Verfsssungsartikel aus dem Jahr 1933 auf , 
der die "Uberseegebiete M als integralen Be­
standteil PortugalS bestimmte. 

Die Verhandlungen zwischen den Vertretern der 
portugiesischen Regierung und der PArOC fUhr­
tan sehr bald zum Erfolg : Am 26 . August unter­
zeichneten die beiden Parteien 1n Algler das 
Abkommen Uber die Anerkennung der Unabhängig­
keit Cuinea- Bisaaus . 
In eine r Erklärung der Delegation der portu­
giesischen Regierung und de r PAIGC werden die 
wesentlichen Punkte aus dem Abkommen genannt : 
"1 . Am 10 . September 1974 erfolgt seitens des 
portugiesischen Staates die De - j ure- Anerken­
nung der Republik Guinea-Bissau als souverä­
ner Staat . 
2. Der von den Land- , See- und Luftstreit­
krätten der bei den Seiten auf dem gesamten 
Territorium der Republik Guinea-Bissau gegen­
seitig de facto eingehaltene Waffenstillstand 
wird vom heutigen Tage an automatisch i n ei ­
nen De-jure- Waffenstillstand verwandelt . 
3. Beide Delegationen sind Ubereingekommen , 
daß sich die portugiesischen Str eitkräfte 
bis zum 31 . Oktober 1974 vollständig vom 
Territorium der Republik Guinea-Bissau zu­
rtickziehen werden . 
~ . Weiterhin haben sich die beiden Delega­
tionen darauf geeinigt, daß der portugiesi­
sche Staat und die Republik Guinea-Bissau 
Beziehungen einer aktiven Zusammenarbeit her­
stellen und entwickeln, besonders auf wirt­
schaftlichem , finanziellem , kulturellem und 
technischem Gebiet , auf einer Basis der Un­
abhängigkeit , der gegenseitigen Achtung , der 
Gleichheit , der Gegenseitigkeit der Interes­
sen sow~e eines ha~onischen Verhältnisses 
zwischen den BUrgern der beiden Republiken . 
Zu diesem Zweck haben beide Delegationen 
vereinbart , daß der portugiesische Staat und 

die Republik Guinea-Bissau nach der De- jure­
Anerkennung der Republik Guinea- Bissau durch 
Portugal diplomatische Beziehungen auf Bot­
schafterebene hers tellen und in kUrzester 
Frist Abkommen abschließen , durch die die 
neuen BeZiehungen zwischen den beiden Ländern 
konkr etisiert werden . 
5 . Die portugiesische Delegation bekräftigt 
im Namen der portugiesischen Regierung das 
Recht de s Volkes der Kapverdi schen I n seln 
auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit und 
garantiert die Verwirklichung dieses Rechtes 
in Ubereinstimmung mit den entsprechenden 
Resolut i onen der Vereinten Nationen , wobei 
auch der von der Organisation fUr Afrikani­
sche Einheit zum Ausdruck gebrachte Will e 
berUcksichtigt werden wird. ~ 

Durch dieses Abkommen , das sm 10 . 9 . 1974 von 
Staat spräsident Spinola unterzeichnet wurde, 
erlangt Guinea-Bissau nach SOOjähriger Kolo­
nialherrschaft und 13 Jahren Kolonialkrieg 
seine Unabhängigkeit . 

Das Volk der Kapverdi sehen Inseln wird nach 
der Bildung e ines selbständigen Staates Uber 

Guinea - Bissau 

eine mögliche Union mit Guinea-Bissau ent­
scheiden . In e iner Mitteilung dea PAIGC- Ver-

handlungsbevollmächtigten Pedro Pires vom 
29 8 1974 heißt es dazu : 
" ~s 'Volk der Kapverdi schen Inseln wird in 
angemessener Zeit die Nationalversammlung der 
Kapverdischen In seln wählen , die den Staat 
der Kapverdischen Inseln ausruf en , eine Ver­
fassung annehmen und ihre Haltung zum Unions­
prinzip bestimmen wird . ~ 

Auch die mit der Befreiungsfront von Mo~am­
bique , Frelimo, i n Lusaka geftihrten Verhand ­
lungen endeten sm 7 . September 1974 mit der 
Unterzeichnung einer Ubereinkunft zwischen 
der portugiesischen Regierung und der Frelimo, 
derzufolge Mo~ambique sm 25. Juni 1975 se ine 
vollständige Unabhängigkeit erlangt . Bi s da­
hin wird das Land von einer provisorischen 
Regierung unter einem Ministerpräs identen der 
Frelimo und einem portugiesischen Hochkommis­
sar regiert werden . Zu zwe i Ori tteln setzt 
sich die Regierung aus Vertretern der Frelimo 
und zu einem Drittel aus Vertretern, die der 
Hochkommissar benennt, zusammen. 
Das Ahkommen ist zugleich eine entschiedene 
Absage an alle rassistischen und koloniali ­
stischen Kräfte, die mit UnterstUtzung SUd­
afrikas und Rhodesiens durch bewaffnete Unru-

hen und individuelle Terrorakte versuchen , den 
Entkolonialisierungsprozeß in Mo~ ambique auf­
zuhalten. Die Provokationen der inneren Reak­
tion, die der Präsident der Frelimo , Samora 
MacheI , als "eine Bande von Mördern, die sich 
aus Kriegsverbrechern zusammensetzt , Agenten 
der PIDE und bekannten Vertretern der Kräfte 
der Ausbeutung" charakterisierte , scheiterten 
jedoch an der gemeinsamen Gegenwehr der por­
tugiesischen Armee und der Frelimo . 
Die starke Verankerung der Frelimo i n der Be­
völke rung sowie das gemeinsame Vorgehen von 
portugiesischer Verwaltung und Frel imo schaf ­
fen gUns t ige Voraussetzungen , um ein zweit es 
Rhodesien zu verhindern . 
Ungleich schwieriger und komplizi erte r als in 
Guinea-Bissau und Mo~smbique aber sind die 
Ausgangsbedingungen des Entkolonialisierungs­
prozesses in Angola. Zum einen verfUgt die 
Befreiungsbewegung in Angola nicht Uber die 
Stärkeposttion und Einheitlichkeit wie die 
PAIGC oder die Frelimo. Zweitens fi nden wir 
in Angola den höchsten Anteil an weißen Sied­
lern . Zum dritten Sind in der an Bodenschätzen 
r eichsten Kolonie die ausländischen Monopole , 
die .. mit allen Mitteln die Entkolonial1sierung 
bekampf en , am s tärks t en engagiert . Beispiels ­
weise unternimmt mit UnterstUtzung der ameri ­
kani schen Gulf Oil Co. die von dem ehemaligen 
PIDE- Agenten Aleixandre Tsty gegrUndete Se­
paratistenbewegung "Front zur Befreiung der 
Enklave Cabinda ~ gegenwärtig den Versuch, die 
an Naturschätzen besonders reiche Region Ca­
binda von Angola abzuspalten . 
Mit Sprengstoffanschlägen und Attentaten auf 
Afrikanerviertel in der Hauptstadt Angolas , 
Luanda , versuchen weiße Extremisten , die 
schwarze Bevölkerung zu provozieren . 
Wie schnell der Entkolonialisierungsprozeß 
auch i n Angola vorankomm en wi rd , hängt in ho­
hem Maße davon ab , wie rasch die MPLA ihre ge­
genwärtige innere Krise zu überwinden vermag 
und ob ein gemein samer Nenner zwischen der 
MPLA und der "Nationalen Befreiungsbewegung 
Angolas ~ (FNU) gefunden werden kann . 3 



Chile 
Nicht von ungefähr griff die Militärjunta in 
Chile gerade in den letzten Wochen vor dem er­
sten Jahrestag ihres Putsches zu einer neuen 
Verhaftungswelle , zu neuen Todesurteilen . Dies 
1st ein klares Indiz dafUT , daß die Unzufrie_ 
denheit der chilenischen Massen weiterwächst 
daß sich die soziale und politische 15011e- • 
rung der Junta vertieft und die Kräfte des 
antifaschistischen Widerstandes erstarken . 
Zu dieser Entwicklung hat die breite interna­
t i onale Solidar ität einen wichtigen Beitrag 
geleistet . Plnochets Junta , die sich vor einem 
J ahr zur "Ausrottung des Marxismus" anschick­
te, sieht sich heute mit einer weltweiten Be­
wegung tUr die Respektierung der Menschenrech­
t e in Chile konfrontiert . 
Zu den herausr agenden Dokumenten dieser 501i­
dar itätsbewegung zählt die im Wortlaut wieder­
gegebene Resolution der Internationalen Ar­
bei t sorganisation (11.0) Uber die "Verletzung 
der Menschenrechte und gewerkschaftlichen 
Freiheiten in Chile" . Dieses von der 59 . Tagung 

Reberte Alvarez Guinenea 

der lLQ Ende Juni 1974 in Genf verabschiedete 
Dokument bringt den gemeinsamen Standpunkt 
~erhdrel.größten internationalen Gewerkschafts_ 

ac verbände zum Ausdruck : des Weltgewerk_ 
schaftsbundes (WGB) , de s Internationalen Bun­
des Freier Gewerkschaften (IBFG) und des Welt­
verbandes der Arbeit (WVA) . 

Zu der VerSChärfung der WidersprUche in Chile 
hat das Scheitern der Wirtschaft spolitik der 
Junta entscheidend beigetragen . Die Putschi­
sten , die ihre MachtUbernahme mit der Beseiti­
gung des sogenannten "Wirtschaftschaos" zu 
reChtfertigen versuchten , IUhrten Chile inner­
halb eines Jahres an den Rand des ökonomischen 
Bankrotts : Die Inflationsrate ist mit 1.500 ~ 
die höchste der Welt, die Massenentlassungen 
halten an , die Produktionsziffern stagnieren 
etc. Der nachfolgende Beitrag des chilenische 
Okonomen Roberto A. Quinones durchleuchtet 
das "Neue Wirtschaftsmodell " der faschisti­
schen Junta . 

Das "Wirtschaftsrnodell" 
der faschistischen ~unta 

Ein. der .,.t.n .Regi.r,\mg.hondlun. 
gen " d.r von Augusto Plnochet onge­
fOhrten Bande wor es. d ie Wirtschafts­
strategie des neuen Regimes aUSluor­
beiten. Sie U.fert Mnen Beweis für die 
Beteiligung d.. nofda m.rikanls.chen 
Imperialismus on d.m ~erbrech.risdlen 
Putsch vom 11 . September 1973 und 
.... ronsdloulldlt den rein fasdl lstlsdlen 
und ultroreoktlonllren Chorokter der 
Philosophie und Ideolog ie der herr· 
id'Ienden MJl ltörs. 

( Onllch hot e in. Gl\Jppe potriotl.dler 
dllI.nls.cher Wlrtschnftsfachleute In d.r 
me.lka nl.dlen Zeitung . EI 0;0· eine 
Studie ilbef dieses sogena nnte Wlrt­
tehaftsmodell veraH.ntllcht. In seinem 
Kern besteht dieses Modetl darin. die 
Ausbeutung der dlUenisdlen Arbeiter­
klosse urid die dreiste Ausliefel\Jng der 
Yli rtJ.d1olt dei land" on die Imperial!­
"'iSchen Polypen maillmol zu Intenll­
vieren. 
Ausgeh~ von dl.ler wldl tlgen Unter­
sudlung und von a nderen Quenen. wol­
len wir dln iatsöchNdten lrilolt besogter 

Wlrtsdlaftutrot89ie. Ihre Ziere. Ihre 
Ya nkee·H.rkunft, Ihre kotostropholen 
Auswirkungen auf die Wertt6Ugen und 
dos Kleinbürgertum in ChUe dorleg.n. 
Sie ist Teir eines antinationoien Proles­
MS. der die Souveran ltöt Chiles zulieht 
.... rteUt. 
Oie HoupUiele des Model1s sind dOlouf 
ger4drtlt.. d ie strukturellen Zilge der chi­
lenltdlen Wirtschaft wlldlrhlrzustel4en • 
• 11 sle vor dem Sieg d.r Unldod Popula r 
im September 1970 gultlg woren. Diese 
Rildrkehr beruht auf einer schrIttweisen 
Ve rringerung der 5100t l1 dltN'l T äUghlt In 
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der Volkswirtschaft und auf einer Immer 
gr6Beren A"h6ngigkelt vom ouiJ/!Indl­
sd-!en. vorwiligend IICIrdomerlkanlKhen 
Kapitol. 

Oie Grundlll\Jkluren vor dem September 
1970. die von dem dllI.nl , dlen Wlrt­
sdlohsfodlmonn 5.'910 Romos in seln.m 
Ena.,. "Chili - e ine Cbergangswlrt­
id'Iaft' · als . stootimonopollltildler Ka­
pitalismus " oufgefoBt wurden, ItDbt.n 
.161 auf ein. starke Konzentrat ion der 
Verteilung des NotlollCllernkommenl In 
wenig.,. Hönden. 

Dos Mode~, das die faschi ltlsdle Junlo 
Jetzt . lnzufOhren verwdll. ...erfolgt die 
R .. tourallon des traditionellen Entwld!­
~ungudlemas, das bis 1970 die chlleni­
sdle Wirts610ft charakterisiert hattl und 

"IHr Wtg iJt I rt t / " 

denen Achse die .tr.Je Morktwlrtschoft· 
(sprldl : d ie Monopole) und die daraus 
folgende, vom StCJOt unlerstOtzte Mono­
polislerung der Wlrt,,:I'aft waren. Dos 
neue faschlsilldle Modell geht Jedoch 
weiter und wel.t Ilnlge Unterid'llede tu 
dem von vor 1970 auf. 

Oll . tal1le 1C0nlentrotion d .. National· 
~,*ommenl In den H1!nden wlniger, 
wie sie letzt erfolgen 1011, wird einen 
PrallS scharfer 1C0pitoikonllnirotion 
hlrwOrfufen und damit elnl fortsdlrel · 
tende Monopolislerung der WIrts610ft, 
d iesmal versdlörtt durch ein off.ne. Eln­
drlngen des ousll!lndlschen Kopltob, den 
Easteln dei besagten . brondneuen " 
fasch iltischen Modells. 
Oer Untersd-!led twlsdle". dem neuen 



wlrtschoftsmodell und dem stoolsmooo­
pollstlsmen Kop1101l$TTIU1 der cnrlstdemo­
luolischen Epoche Eduordo Frei. be.Ieht 
In folgendem: Vor 1970 wor der Stoat 

dlP.kt on groBen Indultr~nt.m.hm.n 
betemgt. Jetzt soU." ,eine" Platz: multi­
nationale Oesell,cnofte" einnehmen. Di. 
fosdllltisdle" Militörs hoben "Idört, daß 
,I. den . Übertrlebene" slootlic;he" Pro­
Inllonilmus· beseitige" und dem M<lrkt 
(lprldl : den Monopolen) die Aufgobe 
iibertKlge", dos globole Gleichgewicht 
der Wirtschaft herzustelI.,.. AuSer der 
Wolunehmung der traditionelle" Ru-

lorts der kapitalistisme" Wirtschaft wie 
IlnutlU • • Zölle, Weduelkuf'l U5W', wird 
der 51001 nur die strategisch l.ben.­
wicht ige" seklore" wie Kupfer. Ebe", 
Kohle und Je"e Akt"i,."." mit hohe" 
wlrtldloftllchem Rlsiko ko"trolll.,.". die 
für dl" p,lvot.eklor wenig AnIJ"'ungJ' 
kraft hoben. 
Wenn der Staat au~ In betrOchtllchem 
Maße die Inaloti .... bel d.r Entwldckmg 
neuer Untern.hm.n abgibt. 10 wird er 
• Iet. doch gewiß oll jene Aktlvlttlten ... or­
beholt.n, die dl. offen. Unt.r.tOlnmg 
und die Erleichterungen fOr die aUI­
Itlnd l.chen Konlortien, In erster LinIe 
J.n. unler Vonkee.flo5l'ge, sichern. Um 
dlue set.6ndllet.e Aus llef.rung der ctH­
lenlschen Wirbchoft on den Imperlalls· 
mus IU rechtfertigen, b.dlent ,Ich die 
Mlli t6rJunto der abgegriffenen Idaul· 
set.en Argum.nte, naet. d.n.n OUlltindl. 
Khu Kapitol . technolog lsch. Hilfe und 
zuslitz licha unternehmerlset.. Kopollttlt­
b.d.ut.n. In d.r yon d.r Z.ltung .EI 
Dia · .... '6ti. nlllchten Sludie helBt el da· 
zu : . EI Ist wicnlig 'esll\lstellen, daB mon 
br. zum Augenblidc darauf hofft, dal 
oUllli ndiset.e Kopitol werde die InUlo· 
l ive übernehmen, die zu ... or bei den gro· 
Ben IndUlirleprojekten der Stoot 
hotte .. , Wenn es zu einem ROc:kgong 

,taodlchen Elnfluuel 11'1 der Wlrtset.aft 
kommt, so. wird d ie. "'01'1 VorHill' fO, da. 
ausltlndbchti Kapjtal sein, da., lum 
Unterschied ... om notlonol.n Kapitol. 
nicht in gleret.em MoBe den Staat oll 
Stimulator bei der Entwidclung MUer 
Projekte und zur Realisierung "'01'1 
Cberset.üuen braumt. sond.rn 01. Poil. 
ze l. die ihm die Selbehalrung "I.cIriger 
lOhne und lallale Ruhe sichert.· 
In d iese, Hlnsienl, niedrige lahne und 
lozlole .Ruhe" zu slch.r", hoben lieh 
die chilenischen fosdl lstl.chen MlIIUlra 
und Ihre Vankee·Seroter a ls ob;efelmte 
aperte" erwle .. n. Dos AutmoB "'01'1 Un­
terdrückung u"d T"ror, wie si. In Chile 
e ingeführt wurder\, hat dos menschliche 
Empfinden auf dem ganzen Planeten 
verletlt und erinnert In Yiet.m on dl. 
leiMn der grOßten Macht der flnster.n 
Nozl.Gutapo. 

Ein Sc:hlün.lelement des sogenannten 
. INirtset.oftsmodells" der faschist ischen 
Bande ist d ie Rüd!gob. der Induslr len, 
Ltlndefelen und ondefen Besitztümer, dr. 
von de, Volklfegierunll Solvodor AU.n. 
des nollo"alil iert worden woran on 
Ih're frühe,en Eigentümer. ' 

Da d ie neue Strot&g le d ie "Prlvat'"llIo_ 
tl .... .. IUm Riickgrot hot, mocht.n sich die 
Gorillas Pinochets ufld Ihr Anhang on 
di. 'Aufgabe, delI PrateB d.r Sozlollsle. 
rung umzukehren, d.n d l. Regolerung 
d.r Unidad Papulor begann. 

Oi. S.seitigung des Lotifund ismus und 
dl. Ver$loolllchung der notionol.n und 
ouslOndisch.n Mo"opole waren ent· 
sdI.ld.nd. Punkt. in d.r Wirtschafts· 
politik der Volksregi.rung. In delI 35 
Monaten d.r R.gierungsousübung durch 
dl. UP wurden rund SOOO latifundien 
e"telgnet. dl. unter v.rKh iede"en redll · 
liehe" Eig.ntumsfarmen VOll Bauern be· 
orbeitel wurden. Heute befi"det sich ein 
r"l von Ihnen wieder i" d.n Htlnd.n 

d.r ollen Oro8grundbesit~.r. AII.in in 
der Provln~ Coutln slfld VOll 350 enteig­
n.t.n LotlNndien bereits 230 lurück· 
gegeben worden, und well.r. 40 loH­
fundie" werden bald folgen . 

Was die Industrie und die Monopole 
betrifft. Ist dos Bild nom dromotlsmer. 
U"t.r d.r R.gl.rung der Unidod Populor 
wurden m.hr als 500 Monopolb.lriebe 
on den Sektor des gesellld!oftlichen 
Eigentums der WirtKhoft übergebe". 
Oeg.nwtlrtlg gllM,.n 190 dieser Inqu­
striebetrlebe schon wieder de" olten 
EJgentOm.rn. Der Wirtsdlaftsmlnister der 
Ju"to, Fernondo l.nll, hot angekündigt, 
daB mit der großen Mehrzohl der 
Stootsbetri.be dos gl.lch. geschenen 
_rd • . Der hohe fosdllstisdle Funktla"Or 
Infarmi.rte dorüber, doß für aUe Ho,,· 
deisbank." des londes und Iinen er· 
heblichen r.rr von B.trieben, d ie der 
Stoat durch Kouf .rworben hatt. und 
deren Aktie" on d.r Wertpopi. rbörse 
rum Verkouf o"gebot.n werden sotten. 
die olle" B.sitl'l.m&ltnisse h.rzustellen 
beobllimUgl sei . 

In d.n F&llen, in deMn mon noch nimt 
Iur Rüdc:gobe gekamm.n ist, wurd.n die 
frOheren Eigentümer oder Monoger der 
.opitol istb chen Betri.be als neu. stool· 
Ii<he VeMolt.r e ing.setzt. 

U"ter der R.glerung der U"idod Popu. 
lar 'N(Ir es . iner der Schwerpunkte des 
Wirtschoftsprogromm. , zu e in. r geredI. 
ten Vert.llung des Nationaleinkommens 
MI gelangen und d ie volle Beteilig ung 
d.r Wertttil igen on der wirtschaftlichen 
Leirung des londes sowie on E"llche i. 
dung.n Jed.t Art zu gewährleis ten. 

Oie Umverte1tung des NationaleInkam . 
m."s, dos I" d.,.. Hande" der . inheJsni. 
sdlen Oligormie und des Imp.rloflsmus 
kanle"triert ge_se" wor, begonn mil 
einer lohn.mOhung, mit der Festsetzung 
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'IOn Mlndestle.hnen und mit der Erh6-
hung der Investitionen zur öffentlichen 
Wohlfohrt Zehntousende Sesc:hllhl­
gungslose erhielten Arbeit und began­
nen am Nationaleinkommen teibuho­
bon. 

Nicht ollein, daß das foschlstlsche Re­
glme heut. olles versudlt. um von 

ll4Iuem elne ~nlentration des Notlonal­
einkommens in den Hönden wenIge, IU 

errelchen. Es hot auch d ie Werktätigen 
ihrer Red'tte Im Produktionsprazeß be. 
raubt. sie IU bloßen Schröubdlen Im 
R6derwe,. des Produktionspraleues ge· 
macht und sIe der unglaublichsten 6ko· 
nomlsdlen und physisd1en Unterdrük­
kung .unterworfen. 

Im • WIrtsc:hofUmodell- der 'olChhtl­
ldIeh Junta hf eine Um'letteUung des 
Nationolelnkommens lugunden der 
Werklatlgen nicht vorgesehen, Im Ge­
genteil. ,Der Nachdruck. der! d ie Volks­
regierung auf diese Verteilung gelegt 
hotte, ist durch eine ouffollende Beto­
nung . der ,Effektivit6t· ersetrt worden. 
Noch nicht einmal rein fQrmol wird dos 
Wohlergehttn der .Werkttlligen berück· 
slchtigt. So hot die Junta die ver6nd'er· 
ten Z-usdllöge abgeschafft, die die Werk· 
tötlgen seit Oktober 19n als Ausgleich' 
für die Preintelgerungen erhielten. Oie 
lohnpolitik auf der Grundlage dieses 
.Wirtschofnmodells' bedeutete die Mln· 
derung der Kaufkraft der ße.dllkerung 
um 60 - 7S Prozent auf der GNndlage 
des realen Verbroucherpreislndexes. Der 
Junta wfolge hobe die erwahnte Mln­
ile'roung 40 Prorent betrog~n, wos nicht 
real Ist. 

In diesem Zusommenhong betont die 'IOn 
Wlrtsc:f1aftsfoc:f1lellten der Uni~od Popu­
lor In Mexiko ver6ffentlichte Studie : . Es 
ist ein .. ·utig, daß mon au' dem Ge· 
biet dei Elnkornmenwerteilung rück· 
warts geht und bei der ~reujysten 
Situation angelongt Ist, die man In 
Q.ile kennt. seil offizielle Statfstiken 
über volkswirtsc:f1oftl1c:ne BJlonzen und 
EinkommensverteikJng geführt werden. ' 
0<1$ , Opfer', dos die herrschenden Go· 
rlllos eiltgst von den Werhatlgen for· 
derten, steht In kronestem Widerspruch 
B.I dem elnfoc:f1en .Appell on die Indu· 
drl~lIen und Handelstreibenden', nlc:f1t 
die P,else lIU emöM:n , .. Bekanntlich 
tind die Preise für einige lebenswichtige 
Waren wre leben.."lttel, Kleidung, 
Schuhe usw. um ~ehr als 100 Prozent ge_ 
sUegen. 
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Unter ~ UP..$!:~lerlJng wu,den die 
Preise fOr one grundlegenden ' Erzeug­
nisse kontroll iert. wennglelm die Fest· 
preise nicht immer respektiert wurden 
und sich von Tag zu Tog linderten. Dos 
log oblar an der konterr...-olulionllren 
Wllllgeroung des Kongresses, die gegen 
den Schwarzmarkt gerlmteten Gesetze 
tu billigen, 

Gegenwartig gibt es nur nom für 30 
Produ4l;te Fedprelse, wahrend andere 
lebenl'Nlchtige Waren zu .freien· Prei­

sen gekandelt _rden. Die Fo$d1lsten 
bestehen darauf, daß .de, Morkt 

"Die Börse h at ihre Umsät ze e rhöht, sowohl 
in den Pre i sen als a u ch in der Henge der 

I ~::~::~;:::t~:en Aktien , Wld dies a uf Grund des in die neue Regi erung , in die 
ache, daß sie den PrivatWlternehmern 

die . wahre Dimension geben wird, d i e sie 
i.nnner h ä tte n haben mü ssen , " 

Aus einem Interview mit dem Präsidenten 
der Börse von Santiago 
Heynows ki & Scheumann, Qperac i6n Silencio 



(sprich : die Monopole) die Preise fest· 
!egt und über ihn dos Einkommen 
yerteil! und die Prod uktion lenkt-. 

Ein onderer Foktor, den die Reg ierung 
der Unidod Popular in ihrer Strotegie 
e in. , g.r.chten V.rteilung d.s Notio­
naleinkommens benutzte, wor die Erhö­
hung der ÖHentlid"l.n Ausgaben, um 
hunderllousenoden Arbeitslosen Beschöf· 
tigung zu geben .. _ 

Noch dem fosch i; tischen Stootsstreich 
... om 11 . September 1973 sinod die öffent­
lid"len Ausgaben -drostisch g-':üttt wor­
den. Das führte s.hr sc:hn.U dozu, doß 
dl. Arbeitslosigkeit stieg, die .ff.kN .... 
Nochlrog. auf dem BV'f\enmorkt .cnk 
und vor oll.m Tous.nd. Fomilien ins 
EI.nd gestoßen wurden. 

Etwas gewiß Merkwürdiges zeigt Ilch In 
der gegertw1!rtigen Struktur der öffent-

lichen Ausgoben in Chile. Während lost 
olle Eto\llorschl1!ge der Minlst.r ien ge­
kün.t wurden, kon nte dos Finanzmini_ 
ste,.lum den le inen erhöhen. Oies würde 
unerklärl ich erscheinen, ginge mon do· 
von a us, daß die Ausgaben dieses Mini­
steriums vor ollem die Zahlung der löhne. 
und GehtHter des Sloolsopporotes e in· 
schließen, wobei dies. Position durch 
die Mossenentlou·ung. n und durch ein. 
Herobsetzung der Ourdllchnlltsgehöl. 
ter reduzi.rt worden ill. Die Erklärung 
für dieses scheinbo'e Porodolon ist. doß 
die Sireitkräft. Ihre Soldausgaben .... r· 
doppelt hoben. nachdem sie bereits we­
gen des ... on ihnen verh&nglan _inneren 
Kriegszustandes· die Offiziersgehäher 
um rund BQ Prozent erhöht hotten. Und 
als ob dies nicht genug sei, erholten 
d1ejenigen fosch lstlschen Mililörs, d ie 
Posten im Stootsopporot Innehoben. dos 
Dreifach. Ihr.r normalen Gehölter. 

Aus politischen Gründen ist fosl e in 
Drittel der Werklötlg.n des öHentlid"len 
Sektors entlossen worden. Durch die Ver­
ringerung der öHentlichen Ausgob.n 
werden die Entlouungen weiter zuneh­
men. Insgesomt hoben selbst noch An · 
goben des NoUonolinstituts lür Stot1stik 
vom 11 . September 1973 bis Januar 1974 
mehr oll hundertta usend Werktötlge 
ihren Arbellplotz ... erloren. 

Diese Log ...... rd sich unausweichlich .... r· 
schörten, denn In dem MoBe wie die all­
gemeine Kaufkroft zurildtgeht. ve"in­
gert sich auch der Umsatz und damit dos 
Produktionsnweou. dos wiederum die 
kopit<!lIsNschen Unternehme, dazu ver­
anlassen wird, Immer mehr Arbeiter !u 
entlassen. 

lAu •• Gronmo-, 12. und 17. Juni 1974' 

Resolution der Internationalen Arbaitsorganisation lILO] 

Oie Verletzung der Menschenrechte 
und gewerkschaftlichen Freiheiten 
in Chile 

UNIDAD fOfULAR 

VENCEREMOS 

Die Generolkonle,.nl d.r Internationa­
len Arbe>itsorgonl.ollon (llO) geht ... on 
folge nden Erwögungen ou. : 

Sie ',t zutiefst beunruhigt über den Emd: 
der l oge In Chile, üb.r die Verhaftung, 
Hinrichtung und Oeportlertrng von Ge­
.erltschoftem, üb.r die Verletzung der 
Men$chen,.chte und der demokrotischen 
hchte, über die Aulli!ilung von Ge­
_rltsc:hoftsorgonlsatlonen und die Be­
schr6nkung de, Verelnigung.rechte. 
sowie des Rechtes auf KolI.kti ...... rhond­
lungen. 

Sie ... erwelst auf die Berichte und Emp­
fehlungen du Aunchuues für Ve ... inl­
gungsfreihelt, die dem Verwoltungsrot 
a ul seiner 191. Tagung (No ... ember 1973) 
und 192. Togung (februar/Moll 1974) 
vorgelegt und von Ihm angenommen 
wurden. 

SI. stellt fest. daß die MllitarjunlO die 
Arbe>itswoche um ... Ier Stunden ... rli!in­
gert (VerordMJI'Ig Nr. ~) und gleich­
l~g einen lohn5t.C19p ongeowiHen hot, 
wocIun::h olle gesamtstaatlichen und für 
einzelne WIrtsd!oftn_lge abgeschlos­
Sen .... Torifvertrage In ChU. verletzt wur­
den. Diese Maßnahmen der Junta slel­
len eine elndeullge Verletzung der In 
der Vertonung der Il O und In dem 
auch von Chile rotltlzlerten Oberelnkom-

men (Nr. 1) über die Arbeitszeit (Ge­
_rbe) nledetgelegJen GrundslItz. und 
Normen dar. 

Sie slellt lesl, daß die chilenischen Be­
hÖrd.n (Notverordnung Nr. 32) Zehn­
tousende von Arbeitern In der Indu ­
strie, In deI landwirtschaft. Im Dien5l­
lelstung.ge_rbe>, Im öffentlichen OIeni l 
und on den Unlverslt5ten enllonen und 
die Besdlöftlgung dieser Person .... v.r-, 
boten hoben (NoNeror'dnung Nr. 32), 
WOI eine Verletzung der eIementorIten 
c;..undslltze der NichtdiskriminIerung 
oul Grund der politischen oCfe r ge_ ri!: ­
sc:haftlichen Oben.eugung und vor ol"-m 
der Bestimmungen des ouch von Chi" 
rotil/Delien Obereinkommens (Nr. 1 t 1) 

über die Diskriminierung (Be.schöftigung 
und Beruf), 1958, darstellt. 

Sie _isl dorouf hin, daß die Milltar_ 
junta die Ti!il lgkeil der Schlichlungsous­
schüne und Arbeilssd"lledsgerichte 
unlerbunden hot (Verordnung Nr. 36), 
wocIun::h die lür die Rechtsprechung in 
Arbeits.sochen zustöndigen Stellen einer 
slTeng .... Konlrolle durch die Milltörbe­
harden unlerworfen wurden. 

Sie nimml zur "'enntnis, doß der Ver_ 
Wa!IUtlgSfOI be.chlossen hol, die chllenl-
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Il:hen BehlS,d.n um Zustimmung tU 

."uchen, daß .11' Untersuchungs- und 
SdMichtun9souuchu8 In der Frage d40r 
V.lelnlgun~frelhelt entsandt wird. 

Sie nimmt zur Kl'nntnis, daß die chite· 
nIschen BehlSrden auf das Ersuchen des 
Verwaltungsrates nunmehr eine zustim· 
nlende Antwort erteilt hoben. 

DIe Konferenz forde't die chilenlschltl 
Behörden eindringlich 01,11, 

0) mit -der Verletzung deI Menschen· 
und O.werltldlohsr.cnt. Sdlluß zu 

machen und alle .flnsctm5nkungen ge. 
werluchahJicher Arbeit auflIlIheben ; 

b) die -Konzenwol!onsloger zu .schIl.ßen. 
in denen Arbeiter sowie Gewerksd!ofta· 
IOhrer und ...,orkÖmpler ous poUJhd\fn 
Gründen .nt.emlert sind; 

c) im Rahmen einer GI'neralomnestle 
leben und Freiheit der Yerilofteten, 
deportierten ode, Inhohierten Albeltet 
sowie Fühler und VorltlSmpfer der 

Oew.t4r:schott.n IoInd die ntlgkelt oßer 
palltismen ,Port.n.zu gewöhnel$ten; 

d) die seit dem " . September 1973 
erlanenen Ges.tle, Notverordnun-g.n 
und Unt.rdrilckungsmoBnohmen auftu· 
heben, domft die cNlenlsd!,en Arbeite, 

Ihre de,moknl'llsd\.en Freihellen und 
geM'erksdiohUd!en R.cnle Unem!l8' 
schrankl wahrnehmen können; 

e) d1, Aufllliung der Bnheltll,nlrale 
der Wertt.ölIgen (CUT) rOckgönglg tU 

machen .und die freie T611gk.II dleM!s 
Verbande. 1U gewahrieinen ; 

f) die Ausnohrneger'lchle auhvlösen und 
die Arbeit der GewerUdIoften der MIII· 
t6rgerldltsbarkelt zu entziehen: 

g) die FoI~n.lngen yon Gewed.dlofta­
fOhrern und loYorltömpfern alnzustellen 
und die für ~ldIe unmenschlktlen 
Handlungen V.rontwortllchen zu bestra· 
fen: 

h) onen fQtN.m von O~ften, 
poJitl$dwn "a~ und Verbanden, die 

In ouslöndlsdlen Botsdlohen AsyJ gefun­
den hoben, freies Geleit zu gew6hren. 

Die Konkl,.n.z e"udll den Vef'tlliollungs­
ral des 'niemotIonoIen Arbeitsamtes, 
den Generaldl~tor Cllllu_lsen, 

0) mit außersl.r Drlnglidlkelt die erfor· 
derlichen Schritte zu unternehmen, um 
den Unterwd!ungs- und Sdllldltu'ng.­
oussdlu6 zu entsenden; 

b) gemae Artikel 26, Absaa 3 und 4 
der Verfassung der Internationalen 
Arbeit.5orgonlsOllon, einen Untersu­
chungsoundluB "nlusetzen, der die 
NicMdurdlführung der von Chile ""lfl. 
tienen Obereinkommen (Nr. 1) Ober 
die Diskriminierung (Besdlöftlgung ,,'nd 
BM1lf), 1958. In diesem land unter­
suchen und der 195. Togung des Ver· 
woftungirolils elnen diesbezüglichen 
BerIchI .vorie;.n soll: 

c) die Entwicklung der lage IM, Oew,t4r:. 
sdloften (n Cht4e standlg zu MrfoIg.n 
und der 194. Tagung d.., Verwoltungs. 
roles sowie der 60. Totung der Kon"· 
renz (1975) Serlcf!te vonutegen. 



Brasilien 
Die beiden Repräsentanten der Kommunistischen Partei Brasiliens (PCB), M. da Souss und F . 
Ferraira, gaben der Redaktion des AlB Ende Juni d,J. ein Interview , dessen ersten Teil wir in 
der Nr . 7- 8/1974 des AlB veröffentlichten. 
Der nachfolgende 2. Teil des Interviews vermittelt einen Uberbllck Ubsr die Wlderstandsaktionen 
der brasilianischen Arbeiter , Baue r n , Studenten und der Kirche - sowie Uber Kampfformen und Or­
gan191ertheit der antifaschistischen Opposition. 

AlB - Interview mit Miguel de Sause 
und Frenciaca Ferreire [e.TeiIJ 

Formen und Träger 
des antifaschistischen Widerstandes 

FRAGE: Gibt es in Brasilien gegenwärtig An­
~en fUr einen Au/schWURS der sozialen 
Kämpte,spezlell der Gewerkschaftsbewegung? 
Kann man von einem Erstarken des politischen 
Widerstandes Dprechen? 
Welche Forderungen und Ziele stehen dabei im 
Mittelpunkt? 
Welche sozialen Kr!fte und politischen Organi ­
sationen nehmen aktiven Anteil am Widerstand? 
Welche Rolle spielt dabei die Kirche? Und ins ­
besondere solche Persönlichkeiten wie Helder 
Camara? 

ANTWORT: Die Zeit politischer Verwirrung in 
ganz Lateinamerika - gekennzeichnet durch Dis­
kussionen Uber die verschiedenen Wege zur Re­
volution, die auf die Alternative ' friedlicher 
Weg' oder 'bewaffneter Kampf ' zugespitzt wur­
den - hat auch die Widerstandsbewegung in Bra­
silien stark beeinflußt. Ein Teil des Wider­
stands SChlug zeitweilig den Weg des Abenteu­
rertums ein und versuchte , die ersten bewaff­
neten Aktionen in Brasilien durchzufUhren . 
Diese Gruppen fielen den Massakern der Re­
pression zum Opfer , die meisten ihrer politi­
schen FUhrer wurden ermordet , ein großer Teil 
befindet sich in den Gefängnissen oder im Aus­
land . In jedec Fall kann man sagen , daß sie 
innerhalb des Landes nicht mehr handlungsfähig 
sind . 

Bis 1968 gab es aber auch starke Massenbe­
wegungen gegen die Diktatur, große Streiks wie 
z.B . in Contagem in Minas Gerais oder in Osas­
co in Sao Paulo mit Fabrikbesetzungen usw. 
Auch in Guanabara und in den Straßen von Rio 
da Janeiro fanden eindrucksvolle Demonstratio­
nen statt . Die Jahre 1969, 1970 und auch 1971 
waren im Hinblick auf die antifaschistischen 
Massenkämpfe Jahre des Stillstandes - Resul ­
tat der ideologischen Verwirrung der letzten 

Jahre und der enormen Verst!l.rkwlg des Repres­
sionsapparates , der die Massen einschtichter­
te. Aber mit der Zeit lernte die Widerstands-

"1 0 Jahre Terror Ln Brasili.n" _ 
Plakat des Internationale n Studentenbundes 

bewegung Brasiliens auch unter den neuen Be­
dingungen der Repression handlungsfähig zu 
bleiben und organisierte Sich von neuem. Die 
Gewerkschaftsbewegung erlebte einen Auftrieb , 
die Zahl der Gewerkschaften stieg von 1.948 im 
Jahre 1964 auf 2.984 im Jahre 1971. In den 
letzten beiden Jahren erstarkte dis Arbei ter­
bewegung wieder , was sich auch in Lohnkämpfen 
manifestierte . NatUrlieh richten sich die 
Forderungen der Arbeiter heute t.auptsächlich 
auf die Erhöh\'.Dg ihrer Löhne und gegen die 
Willktir der Unternehmer . Allein im Jahre 1972 
gingen am Arbeitsgericht 400.000 Anzeigen ge ­
gen Unternehmer ein. Neben den Streiks wie in 
Santos , säo Faulo und Guanabara werden die 
verschiedensten Kamp!formen angewandt, um der 
Unterdrückung entgegenzuwirken . Zum Beispiel 
wurde die ' Operation Schildkröte ' durchge-
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fUhrt , gegen die die Unternehmer nahezu macht­
los waren: Die Arbeit wurde nur langsam er­
ledigt und die Produktion auf diese Weise mehr 

und mehr gesenkt. Eine andere Form des Wider­
stands i s t die Herstellung von fehlerfreien 
Produkten, wobei der Arbeiter so gewissenhaft 
und perfekt arbeitet, daß er nur halb soviel 
herstellen kann. Dies ist ei ne andere Varian­
te der Operation Schildkröte , die aber glei­
che Ergebnisse zeigt. Daneben gibt es noch 
weitere Möglichkeiten , wie z .B. die Paraly­
sierung von strategisch wichtigen Punkten in­
nerhalb eines Betriebes. 1973 wurde die Ar­
beit von 33 . 000 Arbeitern im Volkswagenwerk 
in säo Paulo (vw do Brasil) blockiert, weil 
3.000 Arbeiter aus der Montage die Oberstun­
denarbeit verweigerten . Dadurch konnte schließ-

lich eine wenn auch geringe Lohnerhöhung von 
9~ erzwungen werden. 
Mit solchen Kampfformen werden in letzter Zeit 
immer mehr Arbeiter in Brasilien mobilisiert, 
und der massive Widerstand wird durch Unter­
schrift ensammlungen und Demonstrationen ge­
stärkt . Anlä81ich des Verbots der 1.Mai-Kund­
gebungen im Bundesstaat Slo Paulo im Jahr 1973 
nahmen die GewerkschattsfUhrer Kontakt mit 
der katholischen Kirche auf. Sie formulierten 
eine Deklaration, die die politischen und 
ökonomischen Mißstände anprangerte, mit dem 
Ergebnis , daß die Arbeiter zur Messe gingen 
und nicht zu den offiziell von der Regierung 
veranstalteten Maifeiern. In 320 Messen ver­
las man die Deklaration der Arbaiter. Auch 
das ist eine Form , der gewalttätigen Unter­
drUckung in Brasilien entgegenzuwirken. Wenn 
heute in Teilen der kstholischen Kirche um 
Lohnerhöhungen gebetet wird - eine weitere 
Ar~ gegen Gewalt und UnterdrUckung zu prote­
stieren - so ' ist ds s hauptsäChlich das Ver­
dienst einer Bewegung in der Kirche, die von 
den sogenannten Arbeiterpfarrern ausgeht . 

Selbst bei der von der Regierung inszenier­
ten Wahlfarce zeigte sich die in Brasilien 
existierende Opposition: Obwohl es bei den 
letzten Wahlen 31 Millionen Wahlberechtigte 
gab (Analphabeten dUrfen nicht wählen), er­
hielt die Regierungspartei ARENA nur 6 Mil­
lionen Stimmen . Mit diesen 6 Millionen Stim­
men kontrolliert die ARENA ~ aller Ämter in 
Brasilien. 
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Selbst innerhalb der Diktatur gibt es bereits 
Erscheinungen des Widerstands gegen den Fa ­
schismus. Der Präsident des obersten Gerichts­
hofes erklärte kUrzlich, daß Brasilien das 
einzige Land der Welt s ei, in dem Richter ohne 

Darlegung der GrUnde und ohne eine Verteidi­
gungsmöglichkeit abges etzt werden könnten. Er 

Arbeitelose brasilianische Docker 

forderte eine Aufhebung der Einmischung der 
Exekutive in die Rechtssprechung. Auch die 
Rechtsanwaltvereinigung beschuldigt die staet­
lichen Institutionen immer wieder der illega­

len Gewalttätigkeiten . Und sogar der Präsident 
des obersten Militärgerichtes meinte : ~In 

Wirklichkeit zeigt sich Uberall, daß in Bra­
silien von der Justiz keine Macht ausgeht, 
sondern daß die Justiz im Dienste der Macht 
steht.~ So sagte er wörtlich und gleichzeitig 
verurteilte er die Gewaltt~tigkeiten gegen­
Uber politischen Gefangenen. 
In den Gefängnissen protestieren die politi­
schen Gefangenen immer wieder . Ende 1972 gab 
es viele HungerstreikS in den brasilianischen 
Gefängniesen , und der Protest der Häftlinge 
gegen Mißhandlungen erregte großes Aufsehen 
in der brasilianischen Öffentlichkeit. 

Auch an den Universitäten wächst eine im­
mer s tärkere Opposition gegen das Regime her­
an . Es fand eine Reorganisation innerhalb der 
Universitäten statt , und heute arbeitet der 
größte Teil der studentischen Organisationen 
legal. Es gibt Tausende von Zeitungen in den 
Universitäten, die im allgemeinen unzensiert 
erscheinen . Eine große studentische Kundgebung 
wurde im vergangenen Jahr in Zusammenarbeit 
mit der Kirche durchgeführt. Alexandre Vanut­
ti Leme, Student der Universität Säo Paulo , 
22 Jahre alt, war festgenommen und in den Fol­
terkammern der Diktatur umgebracht worden . 
Daraufhin bildeten Vertreter der Kirche, der 
studentischen Organisationen, Kommunisten und 
andere politische Kräfte eine Kommission, d~e 

eine Messe tur diesen ermordeten Studenten 
organisierte. Die Messe fand in der Kathedra-



le ven Sae Paule am 30 . März 1973 statt , genau 
einen Tag vor dem Jahrestag des Militärput­
sches. Obwohl die Kathedrale und auch die Uni ­
versität von de r Polizei umstellt war , nahmen 
5 . 000 Menschen an dieser Messe teil . Die Teil­
nehmer, hauptsächlich Studenten, sangen die 
von der brasilianischen Diktatur verbotenen 

Lieder und protestierten gegen die Ermordung 
Alexandre Vanutti Lemes . Das war eine der er­
sten Massendemonstrationen von Studenten seit 
196B . 

Diese Ereignisse , die die Entwicklung de r Wi ­
derstandsbewegung vorantrieben , führten in 
den vergangenen Monaten in Sao Paulo zur Bil­
dung eines nationalen Komitees zur Verteidi ­
gung der politischen Gefangenen . In dies em 
Komitee arbeiten kirchliche Vertreter , studen­
tische Organ isationen , Anwaltsvereinigungen 
wie auch demokratische Persönlichkeiten zu­
sammen . Dieses Komitee fordert, legal arbei ­
ten zu können und will die politischen Ge ­
fangenen in Brasilien in allen Belangen ver­
teidigen . 
Es bleibt noch zu erwähnen , daß unsere Partei 
in der Folge der Widerstandsbewegungen Ende 
vorigen Jahres eine Deklaration herausgegeben 
und die Bildung einer 'Patriotischen Front ge­
gen den Faschismus' gefo r dert hat . Wir gl au­
ben , daß die augenblicklichen politischen Zu­
stände es zulassen , ein Minimalprogramm zu 
entwickeln und gegen den Faschismus in Brasi ­
lien den Kampf zu fUhren. Wie Ihr wißt , ist 
Brasilien ein sehr großes Land und deshalb ist 
es auch bei der momentanen UnterdrUckung in 
unserem Land sehr schwierig , alle politischen 
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Kämpfe zu koordinieren . NatUrlieh haben wi r 
einen GesamtUberblick Uber die verschiedenen 
Aktionen gegen die Diktatur und auch eine ge­

meinsame strategische Lini e , aber die augen­
blickliche Phase , in der wi r uns befinden , 
läßt noch kein nationales Kommando zu . Die 
Bildung der 'Patriotischen Front gegen den 
Faschism~s ' soil uns auf diesem Weg weiterhel­
fen . Wir hoffen, daß alle wesentlichen Forde­
rungen der Opposition in dieser antifaschi­
sti schen Front vereinigt werden können . 

Die Bauerngewerkschaften haben schon eine Viel­
zahl von nationalen Treffen organisi eren kön­
nen . Immer wi eder sind dabei die Forderungen 
nach einer Landreform und nach Ausweitung der 
Gesetze fUr Industriearbeiter auch auf die 
Landarbeiter formuliert worden . In der Land­
wirtschaft Br asiliens haben die Arbeiter keine 
Rechte . Oftmals können sie nur währ end der 
Saison arbeiten, der gesetzlich vorgeschriebe ­
ne Mindestlohn wird nicht bezahlt , Urlaub fUr 
Landarbeiter gibt es ebenso wenig wie eine 
Altersversorgung. Rechte , die die Industrie ­
gewerkschaf ten bereits errungen haben, lassen 
auf dem Lande noch auf sich warten . 
Die Gewerkschaften der Industriearbeiter ha­
ben in den letzten 3 Jahren etwa 30 nationale 
Treffen durchgefUhrt , be i denen immer wieder 
die Wirtschaftspolitik der Diktatur verurtei l t , 
die freie gewe r kschaftliche Betätigung und 
demokratische Freiheiten gefordert wurden . 
1970 verbot die Diktatur die Veröffentlichung 
der auf dem Kongreß der Industri egewerkschaf­
ten in Brasilia erhobenen Forde rungen , obwohl 
es sich um einen legalen Gewerkschaftskongreß 

Ein e veitve r b r eitete Erscheinung , Kinde rarbeit 
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handelte. 
Die katholi sche Kirche beteiligt sich aktiv an 
den Kämpfen gegen die Diktatur . Und ein großer 
Teil bekämpft nicht allein den Faschismus 
Brasiliens, sondern wendet sich gegen den Ka ­
pitalismus und fordert die Sozislisierung de r 

Produktionsmittel . Diese Positionen finden 
sich im wesentlichen in zwei Dokumentationen : 
Bei der ersten handelt es sich um eine 
Schrift, die im vergangenen Jahr von den Bi­
schBfen aus dem Nord- Osten veröffentlicht wur­
de , die zweite gaben Bischöfe aus dem Zentral­
Osten Brasiliens heraus . Die Bischöfe verur­
teilen hierin den Kapitalismus und stellen 
fest, daß die Probleme Brasiliens ihren Ur­
sprung in der kapital i sti schen Gesellschafts­
ordnung haben. Das heißt , daß in Brasilien 
der Kapitalismus und damit das Privateigentum 
durch die Vergesellschaftung der Produkt ions ­
mittel ersetzt werden muß. Das sind die For­
derungen des progressivsten FIUgels der katho­
lischen Kirche, dem auch Dom Helder Camara an­
gehört , der aber heute keine isolierte Stimme 
in de r brasil ianischen Kirche ist. Andere Bi ­
sChöfe und Kirchenrepräs entanten stellen die 
gleichen Forderungen , ja , sind soga r noch fort ­
schrittlicher als Helder Camara . Insgesamt ge­
s ehen ist die Kirche antifaschistisch und 
kämpft fUr die demokratischen Freiheiten und 
Menschenrechte in Bras i lien. Dabei beschränkt 
sie sich nicht auf di e Theori e , sondern ver­
teidigt auch in der Prsxis des Alltags diese 
Freiheiten. 

ZurUckkommen möchten wir nochmals auf den 
Kampf der Studenten gegen die Bildungspolitik 
der Diktatur. Aber auch auf allgeme inpoliti ­
scher Ebene fordern die Studenten demokrsti ­
sehe Rechte und sind Teil der brasilianischen 

Opposition . Vor allem der 1968 verkUndete Kon­
stitutionelle Akt Nr . 5 und dss besonders den 
Universitätsberei ch betreffende Gesetz 477 
sind die legalisierten Mittel, mit denen die 
demokratischen Studenten unter Druck gesetzt 
werden, z.B . wenn sie wegen 'politizcher Be-

tätigung ' fUr dr ei Jahre von der Universität 
verwiesen werden können. Das gilt sowohl fUr 
Studenten als auch für Professoren und Ange ­
stellte der Universitäten . Die Forderungen der 
Studenten sind : Ab schaffung dieser Gesetze, 
allgemeine Amnestie fUr alle politischen Häft­
linge und alle politisch Verfolgten , Senkung 
der Lebenshaltungskosten , Erhöhung der Löhne 
und des allgemeinen Lebensstandards , DurchfUh­
rung einer Agr arreform, Verbesserungen der la ­

ge der Landbev~lkerung und Verteidigung der 
nationalen ReichtUmer . Diese letzte Forderung 
bezieht sich auch auf das Verhältnis Brasi ­
liens zu den imperialistischen Ländern und 
seinen lateinamerikanischen Nachbarn sowie auf 
eine friedliche Außenpolitik des Lendes all­
gemein . Eine wichtige Rolle spielt dabei die 
Diskussion Uber die nationale Bourgeoisie , 
eine Diskussion, die seit Jahren gefUhrt wird. 
Heute ist man sich darUber einig , daß die na­
tionale Bourgeoisie erstens ökonomisch und 
zweitens politisch vom ausländischen Kapital 
abhängig ist und deswegen nicht die Vorausset­
zung erfUll t , eine demokratische Entwicklung 
i n Gang zu setzen und ebensowenig in der Lage 
ist , eine traditionelle bUrgerlich-demokrati­
sche Revolution durchzuführen . Wir sind der 
Meinung, daß heute das RUckgrat der Opposition 
in der brasilianischen Gesellschaft die Ar­
beiterklasse ist , insbesondere die Industrie­
arbeiter , die in den großen Betrieben arbei­
ten . Oie brasilianische Industrie ist mittler-



weile so weit entwickelt , daß sie 9J% der na­
tionalen BedUrfnisse befriedigen kann . Das 
bedeutet, daß unsere Politik darauf zielt , die 
Arbeiter zu mobilisieren . Ebenso stehen Teile 
der Mittelschicht in Opposition zur Diktatur, 
wenn ihnen auch noch die notwendigen Organi ­

sationsformen fehlen , um ihren Forderungen 
Ausdruck zu verleihen . Aber sie protestieren 
gegen die Zensur , gegen die unstabile Lage , 
gegell den Terror, unter dem unser Land lebt . 
So ist zum Beispiel von den Intellektuellen 
eine Kampagne gegen die Zensur und gegen die 
' Dunkelmänner-Politik ' der Diktatur durchge­
fUhrt worden, die alle politischen, philoso­
phischen , ideologischen und religiösen Strö­
mungen vereinigte . Zu diesem Sektor der Mit­
telschicht , des KleinbUrgertums gehören auch 
die Studenten der Universitäten , Uber deren 
politische Aktivitäten wir ja schon gesprochen 
haben . Die Studenten , die Ja zum größten Teil 
aus der Mittelschicht sta~~en , haben die Mög­
lichkeit , das untere und mittlere Bürgertum 
zu beeinflussen , und ihre Forderungen stehen 
dieser Schicht nahe . 

FRAGE : Angesichts der expansionistischen La­
teinamerika- Politik des BRD-Imperialismus -
speziell seines Engagements in Brasilien - stellt 
sich fUr die fortschrittlichen Kräfte unseres 
Landes nachdrücklich die Frage nach den in­
haltlichen Schwerpunkten der Solidarität mit 
dem brasilianischen Volk . Welche Anregungen 
können Sie uns hierzu geben? 

ANTWORT : Die Solidarität , die ihr in der letz­
ten Frage ansprecht , ist für uns gegenwärtig 
von großer Bedeutung . Diese Solidarität muß 

vor allem in den kapitalistischen Ländern 
Europas entwickelt werden . Tatsachen wie 
z . B. die Expansionsbewegungen des brasiliani­
schen Faschismus müssen in Europa verbreitet 
werden. Es muß bekannt gemacht werden, wie 
Brasilien dazu mißbraucht wird , die anderen 
lateinamerikanischen Völker zu unterdrücken . 
Neben der politischen Solidarität ist fUr uns 
auch die materielle Solidarität sehr wichtig. 

Ober deren Umfang entscheiden natürlich die 
MögliChkeiten, tiber die ihr verfügt . 
In unserer heutigen Lage ist Jede Form der So ­
lidarität enorm wichtig, und wir glauben, daß 
die internationale Erfahrung auch bereits be ­
wiesen hat , daß es der internationalen Solida­
rität bedarf , um den Faschismus zu besiegen , 
einer Solidarität , die intensiv, stark und 
fest sein muß . Das ist es , was wir allgemein 
Uber die Solidarität zu sagen haben . Auf Bra­
silien direkt bezogen , heißt Solidarit ät : die 
Forderung nach Einstellung der Folterungen 
und politischen Morde , nach einer a l lgemeinen 
Amnestie fUr alle politischen Gefangenen , der 
Kampf gegen die imperialistische Ausbeutung 
und UnterstUtzung des Wi derstandes in Brasi ­
lien , tiber den wir Euch einiges berichtet ha­
ben . 
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Zypern 

Olnitri Walski 

Zypern - Flugzeugträger 
E, ist klar , daß die Ven uche, d ie 

Zypernfr.,e hinter dem Rücken 
Beines Volkes, Im "Familienkreis" der 
NATO zu lösen, sich störend auf die 
NormaUsler ung der Lage auf der 
Inse. und Im anstoßenden Raum. 
a U!'lwlrken. Die Feuerein steIlu ng 
wird fortwährend verletzt. Zu den 
5000 Op fern der J u Ukämp fe kom ­
men täglich Immer neue Gefa llene 
und Verwundete hinzu. Auch d ie 
Existenz des unabhängigen zyprio­
tischen Staates Ist nach wie vor 
bedroht. Die Gegner der Sicherheit 
Im östlichen Mittelmeer beeilen sich, 
die Gelegenheit zu benutzen, um 
die Spannungen dor t noch m ehr zu­
zuspitzen, 

Gewisse westliche Beobachter tun 
so. als wöre die Zypern frage schon 
uralt. Es bestehe kein Grund zur 
Beun ruhigung, reden sie der ö ffent_ 
lichkeit e in. Am 20. Juli wurde d ie 
Resolution des Sicherheitsrates 
Nr. 353 angenommen, die den Weg 
..:ur Normalislerung freilege. Die 
griechische Junta, die den Umstu ri': 
auf Zypern ange..:ettelt hat. Ist sel­
be-r, wie d ie Was hln, lon Post 
r>ehreibt, ,.diesem Umsturz zum 
Opfer gefallen". Auch die P ut­
schistenreglerung in Nikosia ist 
ge fallen. Die Garan ten - Groß­
britannien, Griechenland und d ie 
Türkei - haben ihre Deklaration 
ausgearbeitet und e ine neue Ver­
handlungsrunde in Genr eingeleitet. 
Zudem vermittelt zwischen Athen 

und Ankara der stellvertretende 
Außenminister der USA Hartman, 
ein sehr erfahrener Diplomat. 

All das stimmt. Und doch hat sieh 
die Lage trot..: all dem, gelinde 
gesagt, nicht verbessert. Ist das 
nicht verwunderlich? 

Nein, wenn man die Situation aus 
der Nähe betrachtet. Die Misere 
besteht eben darin, daß besllmmte 
NATO-Kreise, die sich in der 
Zypern frage diplomatisch besonders 
rl"ge zeigen, gar nicht daran denken, 
die besagte ReJ<)lutiol1 zu erfüllen. 
Eigentlich haben sie es, wie man 
u . a. aus der In Genf angenomme­
nen Deklaration der drei Staaten 
e rsieht, darauf angelegt; die Beset­
zung durch fremde Truppen zu ver­
ankern und eine Auf teilung der 
Insel herbeh;u führen. Dabei heißt es 
In der Resolution des Sicherheitsrats 
ganz eindeutig, es sei notwendig, die 
verfassun/(smiißlge Einrichtung der 
Republik Zypern wiederherzustellen, 
Ihr·e UnabhiinAISkei t, Souverünltiit 
und territoriale Integrität zu re­
spektieren, ,.die ausländische mUitä­
rlse:he Intervention sofort einzu­
stellen" und au,ländise:hes Milltär­
personal von der Insel "unverzüglich 
..:urückzunehmen". Das sind die 
Hauptpunkte der Resolution Nr. 353. 
Bekanntlich stimmten die NATO­
Länder dafür und übernahmen olso 
ganz eindeutige Verpflichtungen. 
Etwas anderes Ist freilich , ob sie 
willens sind, den Verpflichtungen 
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Wie . Ieh die NATO die Zypern-Lhun. von'e lU ... 
Aw "VolksstImme", Wien 
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der NATO ? • 

naChzukommen. 
Schauen wir, was dl~ westliche 

Presse dazu sagt. Die Wochenschrift 
Tribune (Landon): Die englische 
Regierung gehe In Ihrer Einstellung 
zur Zypern krise "nicht von den Ver­
pflichtungen Großbritanniens gegen­
über der UNO, sondern vor allem 
von den Interessen der NATO aus, 
wobei sie praktisch den USA folgt'" 
Eine 50 gut Informierte amerIka­
nisehe Zeitung wie die New York 
Timl"ll mein t: "In Washington sind 
die meisten der Ansicht, daß die 
USA-Regierung vieles im voraus 
gewußt hat. .. Warum haben die 
USA ke ine Vorbeugungsmaßnahmen 
noch vor dem Umsturz auf Zypern 
getrorr~n?" Das bleibe "i n gewissem 
Maße ratselhaft"'. 

Keineswegs rütselhnft sind dage­
gen die alten Träume des Pentagons 
und der NATO-Strategen, Zypern zu 
einem Au fmarschgebiet zu machen, 
das die jungen unabhängigen Staa­
ten, vor allem im arabischen Osten, 
bedrohen würde. 

Die gesamte Geschichte der Re­
publik Zypern Ist eine Geschichte 
des harten Kampfes um die Felti­
gung der staatlichen Souveränität, 
um das Recht auf selbständige Poli­
tik . Die Gegner des unabhängigen 
Zypern haben alle Hebel in Bewe­
gung gesetzt: Sie spekulieren auf die 
Fehden zwischen der griechischen 
und der türkischen Bevölkerung der 
Insel, sie berufen sich auf die "Ga­
rantien" der drei NATO-Länder, die 
seinerzeit gemäß dem Zi.lricher und 
dem Londoner Abkommen auf­
gezwungen wurden. Die britischen 
MiliUirstützpunktc auf Zypern haben 
natürlich auch ihre RoUe gespielt, 
mußten doch die Zyprioten bei ihrem 
Anblick stels ·darnn denken, daß die 
westlichen Strategen die Hand auf 
ihrer Insel halten. 

Um so ehrenha fter 19t es für das 
kleine mutige Volk, das es vermocht 
hat, seine Selbständigke it zu behaup­
ten. Wie wichtig das für den Frieden 
und die Ruhe Im ga nzen östliehen 
MitleJmeer war, sah man ohne weite­
res. Im Flughafen von Nikosia kreu­
zen sich die wichtigs ten internatio­
nalen Lufl strecken, sei n k leineS Ge­
bäude faßte nur mit MUhe die zahlrei­
chen Transitpassagiere. An den Kais 
von Famalusta und Llmassol lagen 
Schiffe alUl verschiedensten Ländern 
friedlich nebeneinander und veran­
schaulich ten die umlangrelchen und 
vielseitigen ausw ärtigen Verbindun­
gen Zyperns. Die I"emütliche und 
gastfre:und Uche Hauptstadt Zypernl 
empfing wi~l!rholt die Teli'll!hmu 
Internationa ler Trerfen bei lieh, 
z. B. !olcher, die Im Rahmen der 
alro-asla tiSchen Solldarltä tsbeWI!­
gung staHlanden. Zypern nahm 
einen würd igen Platz u-nter den 
blockfreien jungen Staaten ein. 

Nur natürlich daher, daß die 
gegenwärt igen Erelgnlaae auf Zypern 



.. " 
In d~n Mltt~lmeer- 1.Uld Nahostsw­
ten Alarm a\Ug~l~t haben. Oie 
R~,ierunlen vieler dieser I.Inder 
und lesellschaftllche OrganiaaUonen 
,aben spezielle ErkUiruDgen ab .• ,Dle 
a rabischen Völker". hieB es z. B. In 
der Erklärung des Nationalen Ra~s 
der Frledensanhän,er Syriens. "ver­
tola:en be60r,t die En,lwicklunf auf 
Zypern und erblIcken In Ihr einen 
direkten Zwammenhang mit der 
Verschwörung des Weltimpena­
lLamus und der Reaktion. nament­
l1ch des USA-ImpeMllliPnw und 
hraels. gegen die arabl5che Frei­
heltsbewegunz." 

Dieser Standpunkt Ist In der 
arabischen Welt welt verbreitet. Die 
Wochenschrift AI-Radar (Belrut) 
erinnert an dle Dreieraggression von 
1956. a ls auf Zypern staUonlerte 
brittsche Flugzeuge Ägypten m it 
Bomben belegten, und warnt vor 
möglichen Venuchen. die Insel "alt 
Anhängsel der bestehenden NATO­
Stützpunkte. die um die arabische 
Welt gelegen sind". zu benutzen. 

Tatsächlich wollen die imperia­
listischen Strlltegen. nachdem sie 
d ie meisten Stützpunkte in den 
a rabischen Ländern selbst verloren 
haben, Ihre Aufmarschgebiete so an­
legen, daß lJIe die ,enannten Länder 
von außep. In Schach halten zu 
können. Erinnert sei z. B. an die 
PUlne. eine (roße Bue des Penta, ons 
auf der Dlego-Garcla-Insel anzu­
legen, die die süd lichen Gebiete der 
arabischen Welt unmittelbar bedro­
hen würde. Wenn es also dem 
lmperiaUstischep MUltärklüngel 
geJinze, Zypern unter seine Kon­
trolle zu brinlen, wOrden .ich die 

M ttelme e r 

---
Linder des arabischen Ostem In 
einer Art atrategllChen Zange ehen. 

Viele Beobachter .tellen dIe Frage. 
ob im Verbalten des Westens zur 
ZypernkrUe nlcltt du' Bestreben der 

NeokolonlaUden z~ AUldruck 
komme. unter den fleuen Bedinzun­
, en die alte britische , .. t~ateg1sche 
Kette·' vom Glbroltar über du Rote 
Meer und den Indl&chen Ozean bis 
%Um Fernen Osten zu legen. England 
würde dabei jetzt nur eine Hilflrolle 
spielen . können. aber die P läne an 
sich wirken durchau. ,laubwürdlJ. 

Wa:> die Räume um Zypern an­
geht, so Ist schon Jetzt die negative 
Elnwlrkuna: des Konmkts au f d ie 
Atmosphäre um die Bellegun, des 
Nahostkon!liktes zu spUren. Be­
urgt stellten die arabischen Zel­
tunlen fest: Die Ge,ner der Rege­
lung möchten die Zypernkrise dazu 
benutzen, d ie kon.truktiven Bemü­
hungen um einen gerechten Frieden 
1m Nahen Osten zu vereiteln. Mitten 
In der Krise ging der israelische 
Außenminister AUon nach den USA, 
wo e r wortwörtlich folgende. 
erklärte: "Die Nahostfrledenskon­
ferenz in Genf Ist nicht von Belang. 
bis Ende d. J . wird bei der Re,elung 
kein nennenswerter Fort.sc:hntt er­
zielt werden." 

Du ist noch nicht alles. Anfang 
August v~ranstaltete das israelische 
Oberkommando das größte Manöver 
der letzten Zelt. bei dem Heer. See­
und Luftstreitkräfte :turn Einsatz 
kamen. Die Angriffe auf Libanon 
dauern an. Generalstabschef Gur 
erklärte, In Tel Avlv erwäge man 
die Möglichkeit eines ersten Schlages 
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gegen A,ypten oder Syrien. Auch 
andere israelische Politiker drohen 
den arabischen Ländern mit einem 
,.Präventivkrleg". In ihren aben­
teuerlichen Plänen zogen sie stets 
die Südnanke de, AtianUkblocks In 
Betracht und würden natürlich den 
Ver!uch begrüßen, dieser Flanke 
eine Insel anzugliedern. die von den 
arabischen und Israelischen Grenzen 
nur durch einen 200 Kilometer 
bretten Meeresstreifen getrennt IIt. 

Die Spannungen bestehen auc.h auf 
dem Balkan weiter. Die griechischen 
und die türkl.chen Truppen stehen 
einander noch Immer waften­
starrend am Grenzfluß gegenüber. 
Auch dies Ist keineswegs eine 
"Famlilenangelegenheit" der NATO. 
handelt es sich doch um einen 
Raum, der unmittelbar an die Gren ­
zen der sozialistischen Länder_ 
gemeinschaft anltößt. 

Wie man sieht. hilben die atlantl­
IChen Politiker wenigstens etwas 
e rzielt: die Spannuni'en Im ÖltUchen 
Mittelmeer e rhöht. Wie steht es aber 
um die "strate,lschen Vorteile". die 
I;lch der Atlantikblock als ein 
Ergebnis seiner Umtriebe gelen 
Zypern a \Urechnet1 

"In gewissen Militiirkreisen der 
NATO". scnrelbt das Organ dles~ 
Blocks Nouwelle! aUanUques, "meint 
mlln, an der ,rlech\sch-türklschen 
Konfrontation habe d ie NATO einen 
nicht wiedergutzumachenden Scha­
den erlitten. dessen Folgen noch 
nicht E.bzu~chen . Ind . .. Undenkbar, 
daß d ie Gr1@chen und die TUrnn ifl 
nichlter Zukunft erneut an gemeln­
lamen Manovern der NATO teil­
nehmen. und offenbar Ist das , anze 

15 



System des gemeinsamen Kom­
mandos In Frage gestellt." Gegen­
wärtli wolle man, so die Reuter­
Agentur, die Sildflanke stflrken unp' 
tu diesem Zweck dorthin zusätzliche 
"nlchtgrle::hlsche und nlchttür­
klilche" Truppenbestände verlegen. 

Die FehlkalkulatIon der NATO­
Strategen Ist gesetzmäßig. Heutzu­
tage rächt es sich, wo!nn man 
versucht, sich über di(e Interessen 
der internationalen Sicherheit hin­
wegzusetzen. Heute darf niemand 
die Rechte der Jungen blockfreien 
Staaten ungestraft mit Füßen treten. 

Deshalb ließen die Teilnehmer 
einer auf Initiative der SolIdarItäts­
organisatIon der Völker Asiens und 
Afrikas nach Kafro einberufenen 
Sonderkonferenz zur lJnterlltützung 
des Kampfes des zypriotischen Vol­
kes eine entschlossene Warnung 
dagegen ergehen, daß die Insel zu 
einem Objekt "der kollektiven neo­
kolonialistischen Herrscha ft unter 
der NATO- Ägide" gemacht wird. 
und bekundeten die Entschlossenheit 
illler um Ihre Freiheit ringenden 
Völker, Zypern bel der Behauptung 
seines Status als !ouveräner, unab­
hängiger und neutraler Staat zu 
helfen. 

cl Sebal, Generalsekretär der Orga· 
nisation. "Die Afro-Asiatische Soli. 
darltätsorg'anisation begrüßt die 
Initiative der Sowjetunion", betonte 
er weiter, .. die Verhandlungen über 
de{l Abzug der mit Atomwatten 
bestückten Kriegsschiffe der UdSSR 
und der, USA aus diesem Raum vor­
schlägt. In diesem Appell kommt das 
wirkliche Streben nach Internatio_ 
naler Entspannung zum Ausdruck." 

Von diesem Streben nach Ent­
spannung, nach der Festigung des 
Weltfriedens läßt sich die UdSSR 
auch bei ihrer Haltung In der 
Zypernfrage leiten. Die Interessen 
des Friedens erheischen. daß über 
die Zukunft Zyperns nicht im "en ­
gen Kreis" der NATO-Länder 
nicht aufgrund Ihrer bereits ban~ 
krotten ,.Garantien" entschieden 
wird. die noch dazu den Vorwand 
für die ausländische Einmischung in 
die Angelegenheiten Zyperns ab­
gab~n. Zur Entscheidung dieser 
Frage besteht heute eine allgemein 
anerkannte Grundlage: die Resolu ­
tion des Sicherheitsrates Nr. 353. Je 
rascher ihre Schlüsselpunkte ver­
wirklicht werden. um so leichter 
wird ,es sein. die Lage auf Zypern zu 
normallsll!ren und die Gefahr tur die 
Sicherheit des Mittelmeerraums zu 
beseitigen. 

Staa.tspräsident Makarios 

"Die gefährliche Situation auf 
Zypern betriUt die Interessen aller 
Länder und Völker dleies Mittel­
mecrraums". die der Festigung 
Ihrer Sicherheit Interessiert seien, 
erklärte auf der Konferenz Youssef 

(Quelle: Neue 
Nr . )]/1974, 

Zeit, 
S . 10-11) 

UNO - Resolution Nr. 353 

Der Sicnerhftitsrot, 
nochdem er in seiner 1779. Sitz"'ng dftn Be · 
richt des Generalsekretärs über die jüng · 
sten Ereignisse auf Zypem geprüh hot , 

nachdem er die Erklar",ng des Prösidenten 
der Republik Zypern ",nd die Erklärungen 
der Vertreter Zyperns. der Türkei. Griechen. 
lands ",nd onderer Mitgliedländer gehört 
hot. 

nochdem er in diesel Sitllrn9 die weitere 
Entwidclung auf dei Insel geprüft hot. 

deI zutiefst den A",sbr",dl von Gewolttätig . 
keiten und dos o ndo",ernde Blutv6rgieBen 
beklogt. 

der ernsthoft über die Sil",otiun beunr",higt 
Isl. die z", einer sdlweren Bedrohung des 
internationoien Friedens ",nd der Sicherheit 
führte und die eine der explosivsten Logen 
im gonIen Ro"'m des östlidlen Mittelmeeres 
schuf. 
der gleichfalls die Notwendigkeit sieht. die 
Verfou",ngutrYktur der Republik Zypern. 
die d",rch internationale Abkommen errich· 
tet und gorontiert w",rde. wiederherzustel. 
len. 
der on die Resol",tion des Sicherheitsrates 
Nr. 186 (1964) vom 4. März 1964 und die 
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folgenden Resolutionen dfts Sicherheilsrotes 
in dieser Angelegenheit erinnert. 

der sich seiner Houptverantwort",ng für die 
Erholtung des internationoien Friedens und 
de, Si-:herheit in Obereinstimmung mit Artl· 
kel24 der Charta de, Vereinten Notionen 
bewuBt ist. 

t. ruft olle Stooten o",f. die Souverönität. 
Unabhängigkeit und tertitoriole Integritöt 
Zyperns I'" respektieren; 

2. ruft olle on der" gegenwörtigen Kämpfen 
beteiligten Parteien ouf, als ersten Schritt 
olle Kompfhonrllungen einl",steUen. und 

ersucht oUe Stooten. äuBelSte Zurüdchol· 
t",ng IU üben "'nd jegliche Handl",ng 1'" 
wermelden, die die Sit"'otion weiter ver· 
schörfen könnte; 

3. fordert ein sofortiges Ende o"'sländlsdle, 
militärischer Inter\lention in de, Republik 
Zypern. die im Gegensatz zu Porogroph 1 
steht: 

4. ve/longt den unverzüglichen Abz"'g des 
ausländischen MHitörpersonols von der Re· 
publik Zypern. dos sich nicht gemaß inter. 
nationalen Vereinbarungen hier oufhäh. 

einschließlich derjenigen. deren AbIug von 
dem Prösidenten der Republik Zypern, E,z· 
bischof Mokorios. in seinem Briel vom 2. J",li 
1974 verlangt w"'rde: 

5 .• ",11 Gried'.enlond. die Türkei "'lid dos 
Vereinigte Königreich ~on GroBbritonnien 
",nd Nordirland auf. ",nverzüg1ich in Ver. 
handlungen über eine Wiederherstell",ng 
des Friedens in der Region sowie der ver· 
I05s"'ngsmäßigen Regie/ung Zyperns einz", · 
"eten "'nd den Gerierolse~reta/ (der Ver· 
einten N.otionen - die Red.) ",nterrichtet I'" 
holten: 

6. r",ft olle Parteien 0",1. wolt mit der 
UNFICYP (UNO·Streitkräfte oul Zypern _ 
die Red.) z"'sommenzuorbeiten. ",m ihr die 
Ausübung ih,es Mondah tu e.mäglichen : 

7. beschließt. ständig die Situation 1'" ver· 
folgen . ",nd lo,dert den Generalsekretör 
oul. lu bt!rithten. wie e' es tü. richtig bft· 
findet. ",m weilere Moßnohmen zu beschlie· 
ßen. damit 50 schnell wie maglich wieder 
hiedliche Bedingungen hergesteHt werden. 

(Quelle: Molerial .S RES 353 (1974) 20 Jul, 
1974- des SichftrheiUrates der Vereinten 
Nationen) 



Internationale Konferenz gegen 
Apartheid und Kolonialismus in Afrika 
Genf, 2. - 5. September 1974 

"Gegen Rassismus und Kolonialismus 1n Afrika" 
lautete das Thema einer Konferenz der nicht­
staatlichen Or ganisationen, die vom 2 . bi s 5 . 
Septembe r d . J . 1n Genf tagte. 
Das Genfer Menschenrechtskomitee und das 
Komitee gegen Rassismus , Rassendi skriminierung , 
Apartheid und Kolonialismus der Vereinten Na­
tionen (UND) waren fUr die Ausrichtung der 
Konferenz verantwortlich . Neben zahlreichen 
Vertretern der UNO nahmen an der Konferenz 
teil : die Befreiungsbewegungen des SUdlichen 
Afrika, 45 internationale nlchtstaat!iche Or­
ganisationen, 39 nationale gesellschaftliche 
Organisationen aus 21 Ländern sowie Vertreter 
von 29 Regierungen . 

Als Veranstaltung 1m Rahmen des von der UNO 
proklamierten Jahrzehnts gegen Rassismus 
stellte sich die Konferenz die Aufgabe, eine 
gemeinseme Aktionsplanung zu erarbeiten und 
zu beschließen. 

In 5 verschiedenen Arbeitskommissionen zu den 
Themen Politik, Ökonomie, Menschenrechte, 
Bildung und Massenmedien wurden spezifische 
Arbeitspapiere erstellt und Resolutionsanträ­
ge fUr das Anschlußplenum formuliert. 

Die Konferenzteilnehmer verabschiedeten auf 
dem Abschlußplenum folgende politische Vorha­
ben: 
- Eine internationale Kommission, die die Ver­
brechen der Apartheidregime im SUdlichen Af­
rika untersuchen wird, konst i tuierte sich . 
Diese Kommission soll ihre Untersuchungser­
gebnisse der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen vorlegen . 

- Die Konf erenz forderte alle Organisationen 
auf, den 11 . Oktober 1974 zu einem Tag des 
Kampfes fUr die Freilassung aller politischen 

Gefangenen i m Südlichen Afrika zu machen . 

- Dem Kampf gegen nationale und multinationa­
le Konzerne und ihre Investitionen im SUdli­
chen Afrika soll in einer internationalen So­
lidaritätswoche , die am Tag der Menschenrech­
te, dem 10. Dezember, beginnen wird, verstärk­
te Aufmerksamkeit geschenkt werden . 

- An alle Regierungen , die die rassistischen 
Staaten im SUdlichen Afrika in irgendeiner 
Form unterstUtzen, wird ein Appell gerichtet , 
der dazu auffordert , die Hilfeleistungen für 

die Rassisten einzustellen und die UN- Resolu­
tionen zu respektieren . 

Von besonderem Interesse ist in diesem Zusam­
menhang ein von der ökonomischen Kommission 
vorgelegtes Dokument , das die Kapitaloffensive 
der internationalen Konzerne und ihre stabi ­
lisierende Funktion für die Apartheidregime (im 
Südlichen Afrika)einschätzt und u . a. die nega ­
t ive Rolle der Bundesregierung verurteilt . 
Nachfolgend veröffentlichen wir Teile dieses 
Dokuments : 
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Erklärung der Hkonomischen KOn1mission 

zu den Verletzungen der UNO-

"1 . Die ',:eitestreichende U.'lo, wirksamste aUB­

li;Lldisc.'le Hilfe für die weHen Mincterheitsre­

giee in Südlichen Afrika (Republik Südafrika, 

Zimbabwe . Xru:libia) ist die internationale 

wirtschaftliche Unterstützung . Diese ökonomi ­
sche Hilfe leisten Regierungen, multinationale 
Konzerne, Banken und Privatunternehmer . Aus­
ländische Kapitalinvestitionen ermöglichen es 
vor allem dem südafrikanischen Regime, seine 
Wirtschaft zu konsolidieren und zu eXpandieren, 
hochentwickelte Technologien einzukaufen und 
eine eigene hochmoderne Rüstungsindustrie auf­
zubauen , um so die von der UNO beschlossene 
und von einigen Regierungen eingehaltene Rü­
stungsblockade zu umgehen . 

2 . Die überdurchschnittliche Rentabilität des 
eingesetzten Kapitals lockt die ausländischen 
Investoren an . Dieses gewinnträchtige Klima 

ist das Resultat der doppelten Ausbeutung der 
afrikanischen Arbeiter , was zum Wesen der 
Apartheid gehört . 
Das internationale Kapital , das sieb diesen 
Verwertungsbedingungen bedient , entwickelt 
zwangsläufig ein starkes Interesse an der Er­
haltung des Status Quo . Die Konzerne und Han­

delsgesellschaften befinden sich daher unter 

SanktionsbeschlUsse 

den engsten Verbündeten der weißen Regime im 
Südlichen Afrika und sind ihre politischen 
Komplizer, in allen Fragen, die das Uberleben 

dieser Regime absichern. 
Wir weisen entschieden die These zurück, daß 
diejenigen, die mit den Apartheidregimen Han­
del treiben oder im Südlichen Afrika investie­
ren, zur Reform des Systems von innen heraus 
beitragen . Diejenigen , die von Kolonialismus 

und Apartheid profitieren, haben ein unmittel ­

bares Interesse an der Aufrechterhaltung die­
ser Regime . 

Begrenzte Lobnerhöhungen für afrikanische Ar­
beiter haben keinerlei Auswirkungen auf die 
grundlegenden Ausbeutungsstrukturen, die durch 

deo vollständigen Ausscbluß de r afrikanischen 

Mehrheit von der politischen und wirtschaft­
lichen Macbt gekennzeicbnet sind . 
Die Ko~ission stellt fest , daß Investitionen 
ausländischer Konzerne und Banken im Südlichen 
Afrika gleichzeitig eine Komplizenschaft mit 
den Apartheidregimes darstell en . 

, . Wir machen keine Ausnahme bezüglich der In­
vestitionen in den Bantustans . 
Trotz der Versuche der Regierung der Republik 



Südafrika, diesen Gebieten den Anschein poli­

tischer Selbständigkeit zu geben , sind die 
Ihomeland" _Regionen nicht in der Lage, ökono­

misch l ebensfähig zu werden; und nach wie vor 
dienen sie als , Reservate billiger Arbeit skräf­
te für die gesamte südafrikani sche Wirtschaft . 
Die Werbung der Republik Südafrika nach aus­

ländischen Investitionen für diese Gebiete 

soll die Regierung von ihrer Verantwortung be­
.treien , die sogenannten "homelands" wirtschaft ­
lich zu entwickeln . 
Ferner sollen die ökonomischen Mechanismen der 

Apartheid durch dieses Bild der Selbständig­
keit verschleiert werden , und schließlich 
stellt die "homeland"- Pol itik den Versuch dar, 

den internationalen Aktionen gegen Apartheid 
entgegenzuwirken . ( .. . ) 

9 . Die Kommission ' ... eist mit Nachdruck auf die 
zentrale Rolle der Konzerne bei der Aufrecht­
erhaltung von Apartheid und Kolonialismus hin 

- insbesondere der Monopole aus Westeuropa , 

Japan und den USA . 
Sämtliche Investitionen müssen zurückgezogen 
werden; neue Investitionsprogramme müssen ge ­
stoppt werden; Darlehen oder andere Finanzhil _ 

fen müssen den weißen Rassistenregimen oder 
den Firmen, die in ihrem Herrschaftsbereich 
operieren, verweigert werden . Das internatio­

nale Waffenembargo muß von allen Staaten ver­
hängt werden . 
Di e Konferenz ruft all die nichtstaatlichen 
Organisationen, deren Staaten die Hauptstützen 

der Apartheidregime darstellen , auf , ihre An­
strengungen zu verstärken, um die mit den Ras­
sisten kollaborierenden Kräfte zu entlarven 
und für den Abbruch jeglicher Unterstützungs ­
maßnahmen zu wirken . 
Ohne die Verantwortung aller Staaten und Kon­

zerne , die im Südlichen Afrika investieren, 
herabmindern zu wollen, macht die Kommis sion 
vor allem auf die Verletzung des internationa­
len Rüstungsembargos durch Frankreich sowie 

auf die Subventionierung der Rsssistenregime 
durch das internationale und schweizerische 

Finanz- und Bankwesen aufmerksam . ( ... ) 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Die Kommission weist auf die anhaltende und 
ständig steigende ökonomische , politische und 
militärische Unterstützung der Rassistenregime 
des Südlichen Afrika durch die Bundearepublik 
Deutschland hin . Vor allem ist d.ie Kommission 

über die enge Zusammenarbeit der BRD mit der 
Republik Südafrika bei der Ent wicklung nuklea­
rer Energie zutiefst beunruhigt . 
Die Kommission ruft zu einer Kampagne inner-

und auBerhalb der ERD auf, um die Regier ung 

der Bundesrepublik und alle anderen Schuldi­
gen zu veranlassen , die UR- Resolutionen ein­

zuhalten . 

SANKTIONEN GEGEN SANKTIONSBHECHER 

Gemäß den Sanktionen der UNO- Charta sollen ge ­

gen die Staaten, die die UNO- Sanktionen fort ­
während brechen , Strafen verhängt werden • 

Wir rufen die Organisation für Afrikanische 

Einheit , die nichtstaatlichen Organisationen 
einschließlich der Gewerkschaften auf , die Zu­
sammenarbeit gewis ser Regierungen und vor al­
lem der multinationalen Konzerne mit den Apart ­

heidregimen zu verfolgen, um internationale 
Boykottmaßnahmen gegen die Hauptschuldigen er­
greifen zu können ; wir machen besonders auf­
merksam auf : Lonrho (Großbritannien) , VOEST 
(österreich) und Union Carbide (USA), Gulf Oil 

(USA) , Societe Aquitaine (Frankreich) , Unile­
ver (Niederlande/Großbritannien) , Philips 

(Niederlande) und Shell (Niederlande/Großbr~­
tannien) . 

DIE BEFREIUNGSBEWEGUNGEN 

Die Kommission ruft auf, die Anstrengungen zur 

materiellen Unterstützung der Befreiungsbewe­
gungen zu verstärken . 

Für die portugiesisch- beherrschten Gebiete 
macht die Kommission auf die dringende Notwen­
digkei t aufoerksam, die Befreiungsbe",'egungen 
ökonomisch zu unterstützen , damit sie die zahl­
reich anstehenden Probleme zur Erreichung ih­

rer vollständigen Unabhängigkeit lösen können. 
Die Kommission .... 'eist mit Nachdruck auf die 
ökonomische Abhängigkeit dieser Gebiete, die 
ein Resultat des Kolonialismus ist , bin und 

• 
im Falle von Moqambique insbesonders auf die 
südafrikaniscben Interessen und die deformier­
te Wirtschaftsstruktur, die fast ausschließ­
lich auf die Landwirtschaft und den Export von 

Arbeitskräften nach Südafrika und Rhodesien 
ausgerichtet ist . 

Die ökonomische Hilfe muß erheblich gestei­
gert werden , um zum nationalen Aufbau beizu­
tragen, wo die polit ische Unabbängigkeit nun 

errungen ist . 

Es ist entscheidend , die Wachsamkeit der Völ ­
ker gegen die Gefahren einer neokolonialisti­
schen Einmischung von Seiten der Republik Süd­
afrika oder ihrer internationalen Verbündeten 
zu mobilisieren, die bereits jetzt versuchen, 
den Entkolonialisierungsprozeß für ihre Inter-
essen zu nutzen . " 
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Weltkirchenrat 
Der Zentralausschuß des Weltkirchenrats , in 
dem 267 nicht-römisch-katholische Kirchen zu­
sammengeschlossen sind , hat Anfang August 1974 
fast einstimmig beschlossen, sein vor 5 Jah­
ren verabschiedetes " Anti rassismus-Programm" 
fortzusetzen . Diases "Antlrassisrous- Programm" 
war in der-Vergangenheit vor allem in der Bun­
desrepublik von seiten des Rates der Evange­
lischen Kirchen Deutschlands (EKD) angefein­
det und abgelehnt worden, wodurch sich die EKD 
innerhalb das Weltklrchenrats als ein ent­
schiedener Verteidiger neokolonialistlscher 
Interessen auswies. 
Wie aus der BegrUndung fUr die Verlängerung 
des Programms, die weiter unten 1m Auszug ab­
gedruckt 1st, hervorgeht , sind nicht die ma­
teriellen, sondern vielmehr die politischen 
Konsequenzen dieses Programms von entscheiden­
der Bedeutung : Mit der Definition des Rassis ­
mus bzw . rassischer Diskriminierung als "un­
tragbare Entstellung der menschlichen Bezie­
hungen" , die in institutionalisierter Form 
"Unger echtigkeit (konsolidiert) und den Frie ­
den zwischen den Völkern (bedroht) " , verzich­
tete der Weltkirchenrat auf eine Verurteilung 
des bewaffneten Kampfe s der von rassistischen 
Regierungen unterdrUckten Völker . Dieser Ein­
sicht entsprechend bestimmte der Weltkirchen­
rat 1971 als eine Aufgabe der Kirchen, sich 
"stets fUr die Befreiung der UnterdrUckten 
und der Opfer von Gewel tmaßnahmen ... " einzu­
setzen . Obgleich "Gewalt vielfach der Auf­
rechterhai tung des Status quo inhärent" sei , 
könne und wolle der Weltkirchenrat sich "nicht 

völlig mit einer politischen Bewegung identi ­
fizieren, noch richte(t) er die Opfer des Ras­
sismus , die sich zu Gewaltanwendung als letz ­
tem Ausweg gezwungen sehen, um erlittenes Un­
recht wiedergutzumachen und den Weg in eine 
neue , gerechtere Gesellschaftsordnung zu öff­
nen". 

Mit dieser eindeutigen Erklärung fUr den Kampf 
der Völker gegen Rassismus und Unterdrückung 
wurde deutlich, daß der Weltkirchenrat in ent­
scheidenden _Fragen von seinen frOheren , pro­
imperialistischen Positionen abgerUckt und 
konservativ- reaktionäre Kräfte wie die EKD im­
mer mehr in die I solierung geraten waren -
nicht zuletzt durch den Eintritt zahlreicher 
Kirchen aus den Ländern ASiens und Afrikas 
und der sozialistischen Staaten . 
Die 300 , 000 Dollar, die nach dem diesjährigen 
Beschluß zur UnterstUtzung des Kampfes gegen 
den Rassismus jährlich zur VerfUgung stehen , 

werden auch von den kirchlichen Gegnern des 
Antirassismus-Programms als viel zu gering [Ur 
eine effektive Hilfe betrachtet . Richard von 
Weizsäcke r begrUndete fUr die EKD bei der 
diesjährigen Tagung des Weltkirchenrats sein 
Nein zum Antirassismus-Programm : "Die Mittel 
des Sonderfonds .. . sind rein symbolische Ga­
ben. Eben deshalb sind es Gaben einer politi­
schen Solidarität . So werden sie verstanden 
und auch politisch genutzt. DafUr gibt es 
vielfache Beweise . " 
Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Tagung de .. Zentralau .... chusses.Augu .. t 1974 

Weiterführung des 
Antirassismus - Programms 

Der Generalsekretär des Weltkirchenrates , 
Philip Potte r (links) 

Wir möchten betonen, daß die Richtlinien, 
die wir zu bekräftigen wUnschen, dieselben 
sind , die bereits in früheren Zentralausschuß­
dokumenten aufgestellt worden sind . Wir schlie­
ßen uns der Definition des Rassismus-Begriffs 
an , wie sie von der Vollversammlung in Uppsa­
la entgegengenommen wurde: 

"Mi t Rassismus meinen wir den ethnozentrischen 
Stolz auf die eigene rassische Gruppe, Bevor­
zugung der besonderen Wesensmerkmale dieser 
Gruppe , die Uberzeugung, daß diese Merkmale 
grundsätzlich biologischer Art sind und den 
naChfolgenden Generationen weitergegeben wer­
den. Negative Empfindungen gegenUber anderen 
Gruppen , die nicht an den eigenen Merkmalen 
teilhaben, verbunden mit dem Drang , die an­
ders - rassische Gruppe zu diskriminieren und 
von der vollen Teilhabe am Leben der Gemein­
schaft auszuschließen ." 

In Canterbury wurde diese Definition erwei­
tert und der institutionelle Rassismus sozia­
ler, wirtschaftlicher und politischer Macht­
strukturen stärker betont . Es ist von Anfang 
an erkannt und herausgestellt worden, daß Ras­
sismus ein Weltproblem ist, das sich in vielen 
verschiedenen Formen manifestiert . "Weil sich 



aber nach 400 Jahren geschichtlichen und wirt­
schaftlichen Fortschritts Macht und Reichtum 
in den Händen der weißen Völker des Westens 
konzentrieren, s t ehen i n den verschiedenen 

Teilen der Welt ger ade die mannigfachen Er ­
scheinungsformen , unter denen der weiße Ras­
sismus auftritt , im Br ennpunkt des Interesses . " 
(Zentralausschuß- Protokoll, Canterbury , X. 36B) . 
( . . . ) 

RASSISMUS UND MENSCHENRECHTE 

Wie viele ander e auch aind wir der Ansicht, 
daß Rassismus von jeher als eine Verletzung 
der Menschenr echte betrachtet wurde . Rassische 
Diskriminierung ist eine untragbare Entstel ­
lung der menschlichen Beziehungen; i nstitutio­
nalisierter Rassismus konsolidiert Ungerechtig­
keit und bedroht den Frieden zwischen den Völ­
kern. Rassismus ist eine von vielen Formen der 
Diskriminierung , wie etwa Diskriminierung auf­
grund des Geschlechts , des Alters , des Glau­
bens oder der nationalen Herkunft, von denen 
eine jede zur Vorenthaltung grundlegender Men­
schenrechte fUhren kann . ( ... ) 

SONDERFONDS 

Im Zusammenhang mit der Empfehlung zur Wei ­
terführung des Sonderfonds sind insbesondere 
zwei Fragen angesprochen worden. Beide waren 
bereits Gegenstand ausfUhrlicher Dokumente, 
die dem Zentralausschuß in den vergangenen 
zwei Jahren vorgelegen haben ; aus diesem Grun­
de haben wir diese Punkte in unserem letzten 
Dokument nicht mehr ausfUhrlich behandelt . 

Erstens die Frage, ob Gewalt im Streben 
nach sozialer Gerechtigkeit Uberhaupt jemals 
gerechtfertigt ist. Diese Frage war Thema einer 

Studie, mit der der Zentralausschuß das Refe­
rat fUr Kirche und Gesellschaft beauftr agt 
hatte . Der Be r icht Uber die Studie wurde unter 
dem Titel "Gewalt , Gewaltfreiheit und der 

Kampf um soziale Gerechtigkeit" vorgelegt . 
Dieser Bericht hat natUrlich die jahr hunde r te­
alte Diskussion Uber Pazifismus und Nicht- Pa­
zifismus als christliche EntscheidungsmHglich­
keiten nicht beendet , doch hat er verschiede ­
ne Formen des Widerstandes gegen ungerechte 
und repressive politische , militäri sche und 
wirtschaftliche Machtstrukturen auf gezeigt . 
Wir möchten darauf hinweisen , daß PCR immer 
und Ube rall zu gewaltfreien Aktion en ermutigt 
und die Ki r chen aufgerufen hat , i hre Ver­
pflichtung gegenUber Jesua Chr ist us phantasie­
voll und anspruchsvoll i n Akti onen für sozia ­
le Gerechtigkeit umzusetzen , auch wenn es sol ­
chen Organisationen, die sich zu mili tärischen 
Aktionen als letztem Ausweg zur Bekämpfung 
einer tyrannischen Unterdrtickung gezwungen se­
hen, seine Unterstutzung fUr ihre humanitären 
Programme nicht entzogen hat . 

Auf seiner Tagung in Addis Abeba hat der 
Zentralausschuß die folgende Er klärung ange ­
nommen : 

" (Der Zentralausschuß) ist der Auffassung , daß 
die Kirchen stets fUr die Befreiung der Unter­
drUckten und der Opfer von Gewaltmaßnahmen, 
die grundlegende Menschenrechte verletzen , 
einzutreten haben . Er weist darauf hin, daß 
Cewalt vielfach der Aufrechterhaltung des 
Status quo inhärent i st . Dennoch kann und will 
sich der öRK nicht völlig mit einer politi ­
schen Bewegung identifizieren , noch richtet 
er die Opfer des Rassismus , die sich zu Ge­
waltanwendung als letztem Ausweg gezwungen 
sehen , um erlittenes Unrecht wiedergutzumachen 
und den Weg in eine neue , gerechtere Gesell­
SChaftsordnung zu öffnen . " 
(Ohne Gegenstimmen und ohne protOkollierte 
Stimmenthaltungen angenommen) . 
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Zweitens die Frage nach der Wirksamkeit 
der Unterstützung von Organisationen rassisch 
Unterdrückter dur ch den Sonderfonds und nach 
der Angemessenheit dieser Zuwendungen . Diese 

Frage war Gegenstand eines Berichtes an den 
Zentral ausschuß auf seiner Tagung in Utrecht 
1972 . Das Dokument informierte ausfUhtlich 
Uber die Entstehungsgeschichte des Sonderfonds, 
die Kriterien fUr die Vergabe von Zuwendungen 
sowie Uber Einnahmen und Ausgaben des Fonds , 
setzte sich auch mit seiner Zukunft auseinan­
der und führte mehrere einleuchtende GrUnde 
fUr seine WeiterfUhrung an . Der Zentralaus­
schuß hat diesen Bericht entgegengenommen und 
einstimmig beschlossen, den Sonderfonds auf 
mindestens eine Million Dollar zu erhöhen, und 
appellierte an die Mitgliedskirchen, Gruppen 
und Einzelpersonen , den Sonderfonds als ein 
Mindestzeichen ihrer Verpflichtung gegenüber 
den Zielsetzungen des Programms zu unterstüt­
zen. 

EINSEITIGE AUFGABENSTELLUNG 

Nachdem Stimmen laut wurden, daß das jUng­
ste Dokument sich ausschließlich den Belangen 
der UnterdrUckten zuwende und nicht auch de ­
nen der UnterdrUcker, möchten wir auf die 
Feststellung in dem Hintergrunddokument zum 
Programm zur Bekämpfung des Rassismus verwei­
sen, das 1973 dem Zentralausschuß in Genf vor­
gelegt wur de, und bekräftigen, was dort zu 
diesem Thema gesagt worden war: 

"Jede Diskussion Uber Richtlinien und Program­
me zur UnterstUtzung rassisch unterdrUckter 
Menschen muß von der Annahme ausgehen, daß 
die Befreiung unterdrUckter Völker ein Akt 
ist, der nur dann wirksam ist, wenn er von den 
UnterdrUckten selbst vollzogen wird. Kein noch 
so wohlmeinender Außenstehender kann ihnen 
diese Aufgabe abnehmen . Die Führer der Unter­
drUckten haben in ihren Erklärungen ·immer wie­
der deutlich zum Ausdruck gebracht, daß Außen­
stehende nur eine unterstUtzende Funktion ha­
ben können. So erhebt sich fUr die Kirchen 
die Frage I wie sie den Befreiungskamp~ kdnkret 
unterstUtzen können. Unter dieser Vorausset-

zung besteht die Hauptaufgabe des Programms 
zur Bekämpfung des Rassismus darin, zunächst 
die Ursachen des Rassismus zu ergründen, um 
anschließend wirksame Mittel zu seiner Bekämp­
fung finden zu können. Gleichzeitig muß ein 
Programm zur Bekämpfung des Rassismus, das von 
den Kirchen durchgeführt wird, seinem Wesen 
nach auch auf die Befreiung der UnterdrUcker 
hinwirken, denn die Befreiung der UnterdrOcker 
steht in engem Zusammenhang mit der Befreiung 
der UnterdrOckten . " 

ENTSCHLIESSUNGEN 

Im Licht der obigen Ausführungen und nach 
genauer ÜberprOfung der Probleme nimmt der 
Zentralausschuß die folgenden Empfehlungen an: 

1. Der Zentrslsusschuß beschließt, das Pro­
gramm zur Bekämpfung des Rassismus als ein 
laufendes Programm des öRK fortzusetzen; be-

stätigt die in den Protokollen der Zentral­
ausschUsse von Canterbury (1969), Addis Abeba 
(1971) und Utrecht (1972) festgelegten Richt­
linien und erneuert das Mandat der Kommission . 

2. Der Zentralausschuß beschließt, seine Zu­
wendungen aus dem Sonderfonds an Bewegungen 
der unterdrUckten Rassengruppan sowie an Or­
ganisationen , die die Opfer der Rassendiskri­
minierung unterstUtzen, fortzusetzen, und ~ 

zwar mit einem alljährliCh aufzubringenden 
und zu verteilenden Mindestbetrag von 300 000 
Dollar. 

3. Der Zentralausschuß beschließt , daß die 
Mitwirkung der Regionen unter Zusammenarbeit 
mit unterdrUckten Rassengruppen bei der künf­
tigen Arbeit des Programms zur Bekämpfung des 
Rassismus verstärkt gefördert werden muß und 
daß Richtlinien für die künftige Arbeit des 
Programms der Fünften Vollversammlung (1975) 
zur Diskussion vorgelegt werden sollen. Ferner 
fordert der Zentrslausschuß, PeR möge die Not­

wendigkeit multipler Strategien im Kampf ge­
gen den Rassismus prOfen und dem Exekutiv­
oder Zentralausschuß baldmögliChst hierüber 
Bericht erstatten. 
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Kurzinforrnation 

Südliches Afrika 

" SUdafrika- Tribunal" he i ßt c!er Titel des vom 

Antl1mperlalistischen Solidaritätskomitee (ASK) 
herausgegebenen Informationsdienstes , mit dem 

über die Vorbereitung eines Internationalen 
Tribunals sm 15 . Februar 1975 unterrichtet 
wird . Ziel des Tribunals 1st es , " Anklage zu 

erheben gegen die Verbrechen des Rassismus und 
der kolonialen Unterdrückung , wie sie von dem 
Apartheidregime 1n SUdafrika und der weißen 
Minderheit sregierung 1n Rhodesien an der afri ­
kanischen Bevölkerung verübt wer den" . 
Vertreter der antl1mperialistlschen Befrei­
ungsbewegungen Südafrikas , Namibias und Zim­
babwes (Rhodesien) sollen U.8 . als Experten 
und Zeugen Uber die Situation 1m südlichen Af­
rika be r ichten . Eine weitere Hauptauf gabe des 
Tribunals wi r d sein , die Rolle der westdeut­
schen Unternehmen und die politische Unter­
sttitzung. die die stidaf rikanischen Rassisten 
trotz welt weiter Verurteilung ihres Regimes 
von den reaktionären Kräften unseres Landes 
erhalten, aufzuzeigen . 

Entsprechend seines Beschlusses vom Januar d . 
J . ruft das ASK "alle fortschrittlichen Orga­
nisationen , Gruppen und interess i erten Einzel ­
persönlichkeiten auf , sich an de r Vorbereitung 
des Tribunals zu beteiligen und bietet seine 

Zusammenarbeit an " . 
Der Informationsdienst , der beim ASK , 6 Frank­
furt/Main, Eichwaldstr. 32 zu bestellen ist, 
enth~lt darliber hinaus aktuelle Kurzberichte 
tiber die Situation der politischen Gefangenen 
in Namibia i tiber die Tagung des Anti - Apartheid­
Ausschusses der UNO i tiber den Anteil der Bun­
desrepublik , ihre r Monopole und Regierung an 
der Aufrechte r haltung rassistischer Regimes 

im stidlichen Afrika ; tiber die Niederlage , die 
die stidafrikanischen Rassisten und ihre Freun­
de im Internationalen Turnerbl.md einstecken 
mußten ; tiber den Aufruf des DGB zur verstärk­
ten Solidarität mit SUdafrikas Arbeitern ge­
gen die multinationalen Konzerne . 

SUdkorea 

Eine neue Repressionswelle des sUdkoreanischen 
Regimes Park Tschung Hi alarmierte im Juli/ 
August d . J . die Weltöffentlichkeit . Ein Mili­
tärgericht in Seoul verhängte gegen 14 Perso­
nen die Todesstrafe , 15 Häftlinge erhielten 
lebenslängliche Haft und 26 Personen zwischen 
15 und 20 Jahren GefängniS. 
Zu den zum Tode verurteilten Demokraten gehö­
ren So Do Won , Vorsitzender der "Nationalen 

Demokratischen Föderation der Jugend und Stu­
denten", To Jhe Chong, der ehemalige FUhr er 

der "Revolutionären Volkspartei " , Deniel Tschi , 
der Katholische Bischof von Wondschu und der 
Dichter Kim Tschi Ha . 
Die Betroffenen wurden beschuldigt , Kritik an 
der 1972 unter Kriegsrecht erlassenen neuen 
Verfassung getibt sowie politische Aktivität en 
fUr die Wiederherstellung der demokratischen 
Grundrechte und fUr die friedliche Wieder ver ­
einigung mit Nordkorea entfaltet zu haben . 
Die verschärfte Repression der Seouler Behör­
den gegen die demokratische Bewegung zeugt von 
einer ernsten Krise des Park- Regimes . 
Das am 15 . August 1974 auf Park verUbte Atten­
tat - bei dem Parks Frau den Tod fand - bot 
daher dem Regime einen willkommenen Anlaß , 
die Unzufriedenheit der sUdkoreanischen Be­
völkerung in antijapanische Stimmungen umzu­
lenken . 
Den Tatbestand , daß der Attentäter von Seoul 
einer japanischen Exilorganisation angehört, 
nutzte Park , um die japanische Regierung der 
Mitverantwortung zu be zichtigen. Die gegen 
die japanische Botschaft i n Seoul geri chteten 
militanten Demonstrationen der letzten Wochen 
wurden vom Park- Regime daher auch groß zUgig 
geduldet . Verhaftungen unter den randalieren-

den Jugendlichen blieben aus . 
I nzwischen wurden selbst im US- Senat Sti mmen 
laut, die eine KUrzung bzw. Einstellung der 
Auslandshilfe !Ur SUdkor ea fordern . FOr das 
Park- Regime käme das einer existentiellen Be­
drohung gleich , denn die USA stUtzten seine 
reaktionären Regierungen der letzten 25 J ahre 
mit einer "Wirtschaftshilfe" von 11 , 6 Mrd 
Dollar und der Stationierung von 40 . 000 US­
Soldat en. 



Chile 

Chilenische Demokraten 1n der Bundesrepubllk 
haben 1n ihrem Pressedlenst Nr . 4 eine Liste 
zusammengestellt , die Auskunft gibt tiber die 
Anzahl und Lage der Konzentrationslager , Ubli ­
chen Foltermethoden und solche Personen, die 
direkt oder indirekt fUr die Folterung und Er­
mordung von Tausenden politischen Häftlingen, 

, von Frauen und Kindern , Arbeitern , Bauern , Of­
fizieren und Ministern verantwortlich sind. 

Auf dieser Liste werden die Namen von 103 der 
verschi edensten Verbrechen schuldigen Perso­
nen genannt, stellvertretend fUr viele andere 
und repräsentativ fUr diejenigen Kräfte , die 
die Militärjunta stutzen : angefangen beim Chef 
der Militärjunta Pinochet . tiber Generäle der 
verschiedenen Waffengattungen, Geheimdienst­
und Polizeioffiziere, Ärzte und Psychologen 
i n verantwortlichen Positionen bis hin zu den 
niede r en militärischen Rängen. 
Stellvertretend fUr Tausende werden einige 
ihr e r Opfer aufgezählt, ihre Leiden beschrie ­
ben . 
Die hier abgedruckten Informationen , die auf 
Zeugenaussagen beruhen , ergänzen auf schockie­
rende Weise das Bild des vom faschistischen 
Terror heimgesuchten Chile . 
Die Dokumentation kann bestellt werden beim : 
Antiimperialistischen Solidaritätskomitee , 
6 Frankfurt/Main , Eichwaldstr . 32 

Schulrnaterialien 

Spenden zur UnterstUtzung des antifaschisti­
schen Kampfes des chilenischen Volkes werden 
erbeten auf das Konto: PSchA Frankfurt/M., 
Sonderkonto Prof. E. Wulff 
Kennwort : Chile-Solidarität 
Kontonummer 52 70 55 602 

Peru 

Die peruanische Regierung, die Ende Juli d.J. 
ein Gesetz zur Ubernahme aller Presseorgane 
durch gesellschaftliche Massenorganisationen 
erlassen hatte, leitete Anfang August die Ent­
eignung der 6 größten Zeitungen des Landes 
ein , die nunmehr an Bauernverbände , Gewerk­
schaften , Kulturvereinigungen etc . Ubergeben 
werden . Daraufhin kam es in Lima zu militan­
ten Demonstrationen reaktionärer Kräfte , die 
die RUckgabe der enteigneten Presseorgane an 
ihre bisherigen EigentUmer - Großgrundbesitzer 
und Industrielle - forderten . Bei den Aus­
schreitungen ließ die Regierung rund 400 Be­
teiligte verhaften , darunter zahlreiche US­
BUrger . 
Präsident Velasco Alvarado wies die Kritik der 
"Interamerikanischen Presse Assoziation" an 
dem neuen Pressegesetz energisch zurUck , stUn­
den doch an der Spitze dieser Organisation 
Leute , "die der Oligarchie und den imperiali­
stischen Kreisen dienen" . 

und SportausrUstungen 
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In den letzten Monaten konnten die von Portu­
gal kolonial unterdrUckten Völker von Angola , 
Guinea- Bissau und Mo~ambique bedeutende Fort­
schritte im Kampf um ihre nationale Unabhän­
gigkeit err ingen. 
Die internationale Solidaritätsbewegung muß 
jetzt hel fen, die Wunden des mehr a l s 10jäh­
rigen Kolonialkrieges zu heilen und die Völ­
ker bei ihrer Aufbauarbeit zu unterstUtzen . 
Das Antiimperialistische Informationsbulletin 
möchte durch die Sammlung von Schulmaterialien 
und SportausrUstungen zum Aufbau des Schulsy­
stems in Angola , Guinea-Bissau und Mo~ambique 
beitragen . 
Wir fordern alle Organisationen , Verbände , 
Gruppen und Personen auf , sich an der Aktion 
durch Sach- und Geldspenden zu beteiligen . 

Sachspenden erbitten wir an die Adresse 
der Redaktion: 

AnUimperiallstischas Inlormationsbullatln 
355 Marburg/L., liebigstr. 4S 

Geldspenden auf das Konto: 
Sonderkonto W. Breuer, Köln 
Postscheckamt Köln, PSchK 111387 


